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Der neue Bluff zur Vernebelung der 
maßlosen Bereicherung der Produk-
tionsmittelbesitzer ist das Wort „Ver-
mögensbildung". Das begann mit dem 
Gesetz der CDU-Regierung, das dem 
Arbeiter und Angestellten das „Recht" 
gab, 312 DM pro Jahr in „Arbeitneh- 
merhand" vermögensbildend anzule-
gen und scheint sich fortzusetzen mit 
dem Beschluß der SPD-Regierung: das-
selbe, nur doppelt!
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Lassen wir uns nichts vormachen; auch 
624 DM sind für den Arbeiter nur 
Spargroschen, um die Familie einmal 
im Jahr neu einzukleiden — und da-
zu reicht's noch nicht mal! Die einzig 
reale „Vermögensbildung" für den 
Arbeiter gibt es nur über hohe Löhne 
bei effektiver wirtschaftlicher Mitbe-
stimmung! okolus

Die Vorgänge in der Bundeswehr, die in der letzten Zeil die Öffentlichkeit 
beunruhigen, sind Symptome zunehmender Militarisierung unserer Gesell-
schaft. Die Sorge der Gewerkschaften kommt darum nicht von ungefähr. Die 
Gefahr, die von den ehemaligen Hitler-Generalen in der Bundeswehr ausgeht, 
ist weitaus größer, als die sehr zahme DGB-Presseerklärung vermuten läßt.

Es geht ja nicht um die Bundeswehr 
allein, sondern darüber hinaus um die 
angeslreble Erfassung aller Kräfte in 
Wirtschaft und Gesellschaft, deren 
Mobilisierung nach den Erfordernissen 
eines modernen Krieges möglich ist. 
Nicht zufällig waren Bundeswehr- 
Generale und Unternehmer die eifrig-
sten Verfechter der Notstandsgesetze, 
wie es auch niemanden verwundern 
kann, daß sich der Bundesverteidi-
gungsminister einen prominenten Ver-
treter des Großkapitals, den Vor-
standsvorsilzenden der Phönix-Rhein-

rohr, Mommsen, als Staatssekretär in sein Ministerium nahm. Mommsen be-
zieht zwar kein Gehalt, aber er wird sich schon um die Rüstungswirtschaft 
verdient machen.

J

frankfurt, Februar 1970

jTj er_DGB-Bundesvorsland hat sich in einer Presseerklärung besorgt über die 
Entwicklung in der Bundeswehr geäußert. Die bekannte „Generalstudie" 

des Heeresinspekteurs Schnez offenbare Tendenzen, so heißt es in der Er-
klärung, die geeignet seien, „den Integrationsprozeß der Bundeswehr in Staat 
und Gesellschaft zu stören". Die Bundeswehr habe, so fordert der DGB, einer 
Friedenspolitik zu dienen, die den „absoluten Vorrang" bei aller politischen 
Tätigkeit habe. Wegen ihres „besonderen Waffenmonopols" sei sie das stärkste 
Instrument der Exekutive und müsse darum in Staat und Gesellschaft völlig 
integriert werden. In den Führungspositionen will der DGB nur „engagierte 
Demokraten" sehen.

Die „freie" Marktwirtschaft Erhards 
eine „soziale" zu nennen, war nur ein 
schlechter Witz. Allein in den Jahren 
von 1950 bis 1967 verminderte sich der 
Anteil der unselbständig Beschäftigten 
am Privatvermögen in der Bundesre-
publik von 40,5 Prozent auf 23,9 Pro-
zent.

Der DGB fordert eine Bundeswehr, die dem Frieden dient. Das setzt jedoch 
eine Politik der Bundesregierung voraus, die auf Entspannung und Frieden 
ausgerichtet ist und die den Mut hat, jene Kräfte in Staat, Wirtschaft und 
Bundeswehr auszuschallen, die wie eh und je auf aggressive Politik—innen und 
außen  beharren. Dazu gehört eine Haushaltspolitik, bei der die sozialen 
Belange den unbedingten Vorrang vor der Rüstung haben. - sr -

Einen keineswegs nebensächlichen Umstand verschweigt allerdings die DGB- 
Erklärung diskret: daß nämlich der sozialdemokratische Verteidigungsminister 
Helmut Schmidt die Generalstudie ohne Folgerungen für die Autoren akzep-
tiert hat  wenn auch mit sanftem Tadel. Zwar kommentierte Willy Brandt 
als Vorsitzender der SPD auf einer Versammlung seiner Partei in Mainz die 
reaktionäre Konzeption der Generale mit der Bemerkung, man könne nicht an 
modernsten elektronischen Geräten arbeiten und in der Kaserne wie ein 
„pommerscher Musketier vor 200 Jahren behandelt werden", und seine Partei 
bekenne sich ohne Abstriche zum „Bürger in Uniform“. Aber bei seinem Ver-
teidigungsminister Schmidt ist von einer Verteidigung dieses Leitbildes vom 
Soldaten als Staatsbürger nicht mehr viel zu spüren.
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Verweigerung der Anerkennung der DDR beweist 
unrealistische Einschätzung der Lage der Nation

Geschichte 
etwas wie 

deutschen

DGB protestiert 
gegen NPD-Parteitag
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? 
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Das Endgültige aber ist die restau-
rierte Herrschaft des Großkapitals, die 
Separierung dieses Teils Deutschlands 
und seine Einschmelzung in das noch 
bestehende westeuropäische, imperia-
listische Staatensystem. Bei dieser In-
tegration soll es nach Brandt und 
Strauß auch langfristig bleiben. Aller-
2

dings soll in einen künftig europäi-
schen imperialistischen Staatenbund 
die DDR mit eingegliedert werden.

blik immer wieder die Einheit der 
deutschen Nation zu beschwören, wie 
das im Bundestag geschehen ist, er-
scheint fast schon als Mystik. Oder 
es ist das schlechte Gewissen, das dar-
auf hinweist, daß CDU, FDP und auch 
Führer der SPD die Politik zur Spal-
tung Deutschlands, der Zerreißung der 
deutschen Nation, durchgeführt oder 
mitgemacht haben.

Im Bericht „Zur Lage der Nation" hat Bundeskanzler Willy Brandt diese Lage 
nicht geklärt, sondern verwirrt. Seine Rede und die Debatte waren ausgefüllt 
von dem Widerspruch, an den alten Zielen der Bonner Ostpolitik festzuhalten 
und dabei neue Wege zu gehen und neue Worte zu gebrauchen. In diesem 
Rahmen ist das wirklich Neue das Angebot des Bundeskanzlers, Verhandlun-
gen mit der DDR auf Regierungsebene aufzunehmen. In einem Schreiben an 
den Ministerpräsidenten der DDR, Willi Stoph, ist das inzwischen geschehen.

Brandt hat im Bundestag seiltänzerisch 
über verschiedene Varianten zwi-
schenstaatlicher Beziehungen der BRD 
und der DDR gesprochen, aber kate-
gorisch die völkerrechtliche Anerken-
nung der DDR abgelehnt. Dieses Nein 
von Brandt rnuß vom Tisch!

Ob diese Entschlossenheit angesichts 
der zurückhaltenden Art und Weise 
der Protestveranstaltung auch über-
zeugt, dürfte fraglich sein. Offenkun-
dig geht es den Organisatoren darum, 
keine Situation herbeizuführen, in 
der sich die Polizei gegen protestie-
rende Gewerkschafter wenden könnte, 
um die NPD zu schützen. Das müßte 
unter den Bedingungen der sozial-
demokratisch geführten Bundesregie-
rung, die ausdrücklich auf einen Ver-
botsantrag gegen die NPD verzichtet, 
einen fatalen Eindruck in der deut-
schen und internationalen Öffentlich-
keit machen.

Das bedeutet aber noch nicht, daß sich 
die Bundesregierung bereits zu einem 
neuen Inhalt ihrer Politik der DDR 
gegenüber entschlossen hätte. Darum 
ist der Beginn von Verhandlungen 
weiter eine offene Frage. Was aber 
schon deutlicher sichtbar ist, sind die 
Positionen, die von den jeweiligen 
Regierungen der beiden deutschen 
Staaten bezüglich ihrer Beziehungen 
zueinander eingenommen werden. Die 
DDR hat mit ihrem Entwurf eines 
Staatsvertrages ihren Standpunkt, wie 
der Zustand der Nichtbeziehungen 
zwischen der BRD und der DDR ver-
traglich auf völkerrechtlich gesicher-
ter Grundlage beendet werden könnte, 
eindeutig dargelegt.

Willy Brandt hat in seinem „Bericht 
über die Lage der Nation" darauf ge-
antwortet. Für das Denken des sozial-
demokratischen Bundeskanzlers ist es 
sehr aufschlußreich, daß er die Integra-
tion der Bundesrepublik in NATO und 
EWG als unabdingbare historische 
Tatsache fixierte und für sich, seine 
Partei und die Regierung zum Glau-
bensartikel erhob. Auch die Pariser 
Verträge gehören dazu, nach denen 
die Bundesrepublik ausdrücklich den 
USA, Großbritannien und Frankreich 
das Recht einräumt, alle Fragen, die . 
ganz Deutschland betreffen, zu ent-
scheiden.

Die Brandt/Scheel-Regierung steckt in 
einem Dilemma. Die reale Lage drängt 
zu einer grundlegenden Korrektur der 
offiziellen Politik der Bundesrepublik. 
Das wird zum Teil erkannt. Gleichzei-
tig werden die Minister der Regierung 
Brandt/Scheel vom Großkapital, der 
CDU/CSU aber auch durch eigene fal-
sche Vorstellungen dazu gedrängt, an 
der alten Politik feslzuhalten. So er-
klärt sich die Widersprüchlichkeit in 
der Rede Brandts „zur Lage der Na-
tion“ und der subjektive Wirrwarr, 
der sich in der Debatte dazu breit-
machte.Allerdings hat der DGB in Baden- 

Württemberg nicht die Absicht, den 
neonazistischen Parteitag zu unter-
binden. Um Konfrontationen zu ver-
meiden, soll die Kundgebung zur sel-
ben Zeit und vom Parieitagslokal 
weit entfernt stattfinden. Der DGB 
hat auch auf einen Demonstrationszug 
durch die Stadt verzichtet. In einer 
Presseerklärung wird dazu gesagt: 
„Wir wollen den Rechtsradikalen 
klarmachen, daß ihre Versuche, das 
deutsche Volk noch einmal mit natio-
nalistischen Phrasen zu verführen, an 
der Entschlossenheit und dem Einfluß 
der Gewerkschaften scheitern wer-
den."

Zu einem Massenprotest gegen den 
zuvor in Saarbrücken verbotenen Par-
teitag der neonazistischen NPD hat 
der Deutsche Gewerkschaftsbund auf-
gerufen. Der Parteitag soll am 14. Fe-
bruar in Wertheim stattfinden. Der 
DGB-Landesbezirk Baden-Württemberg 
hat eine Protestkundgebung von rund 
10 000 Gewerkschaftern angekündigt 
und die Forderung nach Verbot die-
ser Partei bekräftigt.

Angesichts dieser konkreten Ziele 
der offiziellen Politik der Bundesrepu-

Ob man es nun gern hört oder nicht: 
die Bundesrepublik ist heute noch ein 
Staat ohne volle Souveränität. Auf 
welchen fragwürdigen staatsrecht-
lichen Grundlagen die Existenz der 
BRD beruht, dazu hat Prof. Carlo 
Schmid in der Bundestagsdebatte 
wohl deutlich genug gesagt, daß es 
die westlichen Besatzungsmächte wa-
ren, die auf die Spaltung Deutschlands 
drängten und beim Grundgesetz maß-
geblich den Kurs bestimmten. Das ist 
auch, nach Carlo Schmid, der Grund, 
daß die Bundesrepublik nur ein Pro-
visorium sein sollte. Aus dem Provi-
sorium sei nun etwas Endgültiges ent-
standen, erklärte Willy Brandt.

Dieser Plan muß im Interesse unserer 
Bevölkerung aufgegeben werden. Es 
geht nicht um die gegenseitige An-
erkennung der jeweiligen gesellschaft-

Wenn Brandt selbst im Bundestag von 
der Unmöglichkeit einer Vereinigung 
der DDR mit der Bundesrepublik ge-
sprochen hat, weil die jeweiligen Ge-
sellschaftsordnungen — Sozialismus 
und Kapitalismus — sich nicht ver-
einigen lassen, so hat Brandt durchaus 
recht. Darauf folgt aber, daß es dazu 
eine Alternative geben muß. Brandt 
sträubt sich noch anzuerkennen, daß 
der Sozialismus in Deutschland in der 
DDR endgültig Fuß gefaßt hat. Er und 
seine Regierungsmannschaft sind mit 
der großkapitalistischen Herrschaft 
verwachsen. Darum möchte er wenig-
stens für die ferne Zukunft die Mög-
lichkeit offenhalten, das gesellschaft-
liche System der Bundesrepublik auch 
auf die DDR auszudehnen.

aus < 
heraus 

„ewige Einheit 
Nation" zu konstruieren, hat Walter 
Ulbricht auf der Pressekonferenz in 
Berlin darauf hingewiesen, daß das 
„Deutsche Reich" 1871 von Bismarck 
mit „Blut und Eisen" gegründet wur-
de; es sei 1945 auch wieder in „Blut 
und Eisen" untergegangen. Historisch 
entwickelt haben sich in 25 Jahren 
zwei deutsdie Staaten mit unterschied-
licher Gesellschaftsordnung. Das ist 
das eigentliche Problem, wenn es um 
die Lage der deutschen Nation geht.

Entgegen den Bemühungen 
Strauß, Prof. Schmid und anderen im
Bundestag, aus der
Deutschlands heraus so 
eine „ewige Einheit der
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Perspektiven zur Gestaltung der wirtschaftlichen, 
sozialen und gesellschaftlichen Wirklichkeit

Die Tagung erneuerte die Aufforde-
rung der DKP an alle Sozialdemokra-
ten zu gemeinsamen Aktionen

□ gegen die Preistreiberei der Kon-
zerne — für höhere Löhne;

liehen Systeme, sondern um die volle 
Respektierung der Souveränität beider 
deutscher Staaten. Das würde für die 
DDR neue Möglichkeiten bringen, ihr 
gesellschaftliches System des Sozia-
lismus schneller voll zu entfalten und 
für die Werktätigen in der Bundes-
republik neue Positionen für ihren 
Kampf um eine demokratische Politik, 
gegen die Vorherrschaft der Konzerne, 
das Wuchern des Militarismus und die 
Rechtsentwicklung schaffen.

’ Ferner war ein Bericht des DKP-Prä- 
sidiums über die Tätigkeit der Partei 
in den letzten Monaten und die wei-
tere Orientierung sowie eine Erklä-
rung zur Solidarität mit dem vietna-
mesischen Volk Gegenstand dieser 
5. Parteivorstandstagung. Die DKP un-
terstützt darin einen Aufruf der Inter-
nationalen Stockholmer Vietnam-Kon-
ferenz, den Jahrestag des Massakers

Es sollte festgehalten werden, daß die 
Bundesrepublik als imperialistischer 
deutscher Staat mit eingeschränkter 
staatlicher Souveränität als Faktum 
von der DDR völkerrechtlich aner-
kannt wird. Das gleiche verweigert die 
Regierung Brandt der DDR. Das ist die 
Lage. Es wird wohl noch einer lan-
gen Diskussion und vieler politischer 
Aktivitäten bedürfen, um unsere Re-
gierung in Bonn zu bewegen, endlich 
Abschied zu nehmen von Adenauer, 
endlich politisch mit Strauß, der CDU/ 
CSU zu brechen und — den Realitä-
ten entsprechend — die DDR völker-
rechtlich anzuerkennen.

Auf dieser Basis oder zumindest auf 
der grundsätzlichen Bereitschaft dazu, 
einen Gewaltverzichtsvertrag mit der 
DDR abzuschließen und sich selbst an 
einer europäischen Konferenz für ein 
gesamteuropäisches Sicherheitssystem 
nach den Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz zu beteiligen, würde eine 
„neue Politik“ unserer Regierung 
glaubwürdig werden. Auf diesem We-
ge würden beide deutschen Staaten in 
einen neuen Abschnitt ihrer Entwick-
lung eintreten und könnte in Europa 
eine friedliche Etappe beginnen.

3 für die Beendigung des Krieges der 
USA in Vietnam, für europäische Si-
cherheit und völkerrechtliche Aner-
kennung der DDR.

Die DKP empfiehlt, den Preissteige-
rungen der Großunternehmer durch 
eine aktive Lohnpolitik und mit Ak-
tionen gegen Preis-, Tarif- und Miet-
erhöhungen zu begegnen. Zugleich 
ruft die Partei dazu auf, den 1. Mai 
1970 in diesem Sinne und im Zeichen 
des gemeinsamen Handelns zu einer 
eindrucksvollen Kampfansage zu ge-
stalten. Die DKP unterstützt in die-
sem Zusammenhang die Forderungen 
des DGB, die ebenfalls die Sicherung 
und stetige Verbesserung des sozia-
len Standards zum Ziel haben.

„Vorschläge der DKP”

□ gegen die nationalistische Hetze 
von Strauß und Springer, für Enteig-
nung des Springer-Konzerns und Auf-
lösung der NPD;

Eine echte Friedenspolitik ist die 
Grundlage für eine stabile Friedens-
wirtschaft. Zur inneren Lage der Bun-
desrepublik hatte Brandt im Bundes-
tag nur u. a. den mageren Hinweis, in 
anderen Ländern gäbe es noch größere 
Schwierigkeiten, zum Beispiel mit den 
Preisen. Damit aber kann sich die Ar-
beiterschaft nicht abspeisen lassen. Die 
Wende zu einer neuen Politik muß 
jetzt erzwungen werden. Dann könnte 
auch zum Beispiel der Rüstungsetat 
radikal gekürzt werden. Damit würde 
Geld für viele Gemeinschaftsaufgaben 
frei, die es heute dringend zu lösen 
gilt.

Wenn der stellvertretende Vorsitzen-
de des DGB, Tacke, angesichts des auf 
dem Tisch liegenden Entwurfes für 
einen Staatsvertrag zwischen der DDR 
und der BRD und des Verhandlungs-
angebotes der Regierung der BRD an 
die DDR in der „Welt der Arbeit“ 
einer „Wiedervereinigung“ (unter ka-
pitalistischen Vorzeichen, versteht 
sich) das Wort redet, so ist er sicher-
lich nicht gut beraten. Wissen wir 
doch, daß Anerkennung der DDR, Ge-
waltverzicht und europäische Sicher-
heitskonferenz der Weg sind, um auch 
im Innern eine bessere Politik ma-
chen zu können.

Mit Entspannung und Sicherheit wür-
de dem Militarismus und dem Rechts-
kurs der Boden entzogen, entstünde 
auch innenpolitisch ein günstiges Kli-
ma für sozialen, kulturellen Fort-
schritt. So erweist sich für uns „die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR“ als Schlüssel für eine gesunde 
Entwicklung.

Bemerkenswert sind auch die Aus-
sagen der „Forderungen" zum wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt, dem 
nunmehr der gesellschaftliche Fort-
schritt folgen müsse. Die Möglichkei-
ten der wissenschaftlich-technischen 
Revolution seien im Guten wie im 
Bösen zu groß, als daß sie einer 
Handvoll Milliardären überlassen 
werden dürften. Da die moderne Tech-
nik — Computer, Atomreaktoren, 
Raumstationen usw. — von Menschen 
programmiert und gesteuert werde, 
sei es die Aufgabe der Arbeiterschaft 
und ihrer Organisationen, durchzu-
setzen, daß sie den gesamtgesell-
schaftlichen, menschlichen Bedürfnis-
sen und nicht denen kapitalistischer 
Höchstprofite der Superreichen ent-
spreche.

von My Lai, den 16. März, zum Aus-
gangspunkt einer Welle neuer Solida-
ritätsaktionen zu machen. Der Partei-
vorstand verabschiedete außerdem 
eine Solidaritätsadresse an die strei-
kenden Arbeiter, besonders in Spa-
nien, Frankreich, Italien, Belgien, 
Schweden, den USA und in latein-
amerikanischen Ländern.

In den „Vorschlägen der DKP“ wird 
als Ziel einer Neuorientierung der 
Wirtschaftspolitik die Beendigung der 
Unterordnung des gesamten Wirt-
schaftslebens unter die Rüstungs- und 
Profitinteressen der großen Konzerne, 
die demokratische Gestaltung 
Wirtschaft als Existenzgrundlage der 
Gesellschaft und die Erhöhung des 
Lebensstandards der Bevölkerung er-
klärt. Zu diesem Zweck müsse mit der 
Verwirklichung der Mitbestimmung, 
der Durchsetzung erweiterter Mitbe-
stimmungsrechte für Arbeiter und An-
gestellte endlich begonnen werden. 
Der Widerstand der Mitbestimmungs-
gegner sei durch Aktionen der Ge-
werkschaften und aller demokrati-
schen Kräfte zu überwinden.

3 gegen die Herrschaft des Groß-
kapitals, für die Verwirklichung der 
gewerkschaftlichen Mitbestimmungs-
forderung;

Der Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei hat am 31. Januar 
und 1. Februar 1970 in Düsseldorf den Entwurf einer politischen Erklärung 
beraten, die den Titel trägt: „An der Schwelle der 70er Jahre — Für die Ein-
leitung einer Politik des demokratischen Fortschritts — Vorschläge der DKP". 
Darin werden u. a. auch zur Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik 
wesentliche Aussagen gemacht, die ein großes Maß an Übereinstimmung mit 
Forderungen des DGB erkennen lassen.
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An die Adresse der Regierung richtet 
der DGB die Forderung, die paritäti-
sche Mitbestimmung auf alle Großun-
ternehmen der Wirtschaft auszudeh-

Was ist die wesentliche Aussage die-
ses Gutachtens? — Daß 1. das Profit-
streben der Unternehmer alle wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen be-
stimmt und die Arbeiterinteressen zu- 
rückzuslehen haben und daß 2. an der 
Herrschaftsstruktur in der Wirtschaft 
nicht gerültetl werden darf.

Kein Gewerkschafter sollte sich bei 
der Untersuchung dieses Dokuments 
dadurch irritieren lassen, daß von den 
Unternehmerverbänden auch Kritiken 
geäußert und eigene Gegenentwürfe 
angekündigt wurden. Hier erfolgt ein 
taktisches Zusammenspiel. Differenzen 
existieren lediglich in untergeordne-
ten Detailfragen, bei grundsätzlicher 
Übereinstimmung in den Hauptposi-
tionen.

de Position des Großkapitals. Da es 
ihm nicht gelang, die Mitbestimmung

i ditieren und vom politischen Tisch zu 
' bringen, versucht es jetzt die Mitbe-

Der Bericht der Kommission weist die 
Forderung des DGB nach Demokrati-
sierung der Betriebe und der Wirt-
schaft durch Mitbestimmung als „un-
durchführbar und illusionär“ zurück 
und stellt fest, daß es bei der Mitbe-
stimmung nicht um „direkte, unmittel-
bare Demokratie bei der Führung i 
von Unternehmungen dieser Größen-
ordnung“ gehen darf. Das Gutachten 
ist daher keine geeignete Diskussions-
grundlage.

kapitalistischen Unternehmen betrach-
tet.

Die „Frankfurter Allgemeine" (Nr. 18 
vom 22. 1. 1970) beeilte sich, einen 
Tag nachdem das Papier der Bundes-
regierung übergeben worden war, den 
Kommissionsbericht als „bisher ein-
maliges Standardwerk über Mitbe-
stimmung" zu deklarieren. Besonders 
hervorgehoben wird, daß die neun 
Professoren ihre Ideen zur Mitbestim-
mung in den Rahmen einer „markt-
wirtschaftlich freien Gesellschaftsord-
nung", d. h. der kapitalistischen, stell-
ten. Auch „Die Welt" (Nr. 18 vom 
22. 1. 1970) sieht in dem Bericht ein 
wertvolles Dokument, das sich schon 
am ersten Tag des Erscheinens „einen 
guten Platz unter den Memoranden 
zur deutschen Sozial- und Gesell-
schaftspolitik" gesichert habe.

Der Kommission ist ein gewisses Ge-
schick beim Verschleiern ihrer mitbe-
stimmungsfeindlichen Position nicht 
abzusprechen. So lehnt sie formal die 
Mitbestimmung nicht ab, sondern be-
jaht sie. Sie vertritt die Auffassung, 
daß die Mitbestimmung in den Orga-
nen der Unternehmen nicht nur poli-
tisch gefordert werden müsse, sie sei 
historisch gegeben und sachlich not-
wendig. Dabei läßt die Kommission 
allerdings von Anfang an keinen 
Zweifel aufkommen, daß sie inhaltlich 
die Mitbestimmung als Instrument der 
Sozialpartnerschaft und folglich der 
Unterordnung der Interessen der Ar-

Auf der 5. Parteivorstandstagung der 
DKP am 31. Januar und 1. Februar 
1970 in Düsseldorf beschäftigte sich 
in einem Diskussionsbeitrag Werner 
Cieslak mit dem Mitbestimmungs-
bericht der Biedenkopf-Kommission. 
Aus dem uns zur Verfügung gestell-
ten Text bringen wir folgenden Aus-
zug:

-

So wollen sie einen Zwang zur Ko-
operation zwischen Unternehmern und 
Arbeiterklasse begründen. Entschie-
den weisen sie den Gedanken zu-
rück, daß mit Hilfe der Mitbestimmung 
wirtschaftliche Macht kontrolliert wer-
den müsse. Auch Auswirkungen auf 
das Lohnniveau seien grundsätzlich 
nicht zu erwarten.

Geradezu genüßlich wird die sozial-
partnerschaftliche Praxis in den mei-
sten „mitbestimmten" Unternehmen 
des Montanbereichs hervorgehoben — 
gegen die sich auch die Arbeiter und 
Angestellten in den September-Streiks 
1969 zur Wehr setzten. Biedenkopf 
und seine Mannen betonen, daß die 
„Mitbestimmung" dort nicht das Ren-
tabilität-, sprich: Profitprinzip gefähr-
det, die Unternehmerinitiativen nicht 
einschränkt, die unternehmenspoliti-
sche Planung, insbesondere die Inve-
stitionspolitik nicht „negativ", d. h. 
nicht gegen die Interessen des Kapi-
tals, beeinflußt und sich auch nicht

Das jetzt vorliegende Gutachten der 
Biedenkopf-Kommission zeigt, wie 
Recht die DKP hatte, als sie erklärte: 
diese Kommission wird den Mitbe- 
stimmungforderungen des DGB ein Be-
gräbnis erster Klasse bereiten. Einen 
Tag nach Übergabe des Gutachtens 
an Herrn Brandt wurde es von der 
Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände „mit Befriedigung“ 
begrüßt, weil sich die Unternehmer 
in ihrer „Auffassung bestätigt“ sahen. 
In ähnlichem Sinne äußerten sich auch 
die Vertreter der CDU und der FDP, 
also alle jene, die bisher die erbittert-
sten Gegner der Mitbestimmung wa-
ren und noch sind.

Aber davon will die Biedenkopf-Kom-
mission selbstverständlich nichts wis-
sen. Sie will, daß die Arbeiterschaft 
nicht mehr Mitbestimmung, sondern 
das Gefühl einer Mitbestimmung 
oder besser die Illusion einer 
Mitbestimmung erhält. In Wirklich-
keit sollen aber die alten Besitz- und 
Machtverhältnisse unangetastet blei-
ben. Biedenkopf und seine anderen 
Mitstreiter meinen, daß die Mitbestim-
mung die Aufgabe habe, die all und 
klapprig gewordene Marktwirtschaft 
abzusichern.

triebs- und Personalräte zu erweitern, 
die gewerkschaftlichen Betätigungs-
und Vertretungsrechte im Betrieb zu I 
sichern, die Mitbestimmung im gesamt- , 
wirtschaftlichen Bereich zu verwirk- \ 
liehen.

Die Biedenkopf-Kommission hielt, was sie versprach 
Wissenschaftlich verbrämter Schlag gegen den DGB

g
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Eine Mitbestimmung aber, die nicht 
dazu dient, die Umgestaltung von 
Wirtschaft und Gesellschaft einzulei-
ten, die gesellschaftspolitisch den Sta-
tus quo aufrechterhalten will, ver-
dient diesen Namen nicht. Sie stellt 
praktisch nur eine neue Verpackung 
für den alten Inhalt dar. Mitbestim-
mung erfordert, den Einfluß der Arbei-
ter, Angestellten und Beamten in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens zu erhöhen. Sie kann niemals 
mit den Kapitalisten, sondern nur ge-
gen sie durchgesetzt werden.
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Stimmungsforderung zu unterlaufen 
und in ihr Gegenteil zu verkehren.

In der gegenwärtigen Etappe des 
Kampfes gilt es vor allem, die DGB- 
Vorstellungen gegen das neue Inte- | 
grationsmodell zu verteidigen. Die , beiter und Angestellten unter die der 
Vorschläge der DKP zur Mitbestim- '..................... ’* ‘ ‘
mung (siehe NACHRICHTEN-Synopse ■ 
zur Mitbestimmung — d. Red.) sind 
konstruktiv und aktuell; sie reflek- Hier zeigt sich die schwächer werden-
fieren, daß nach wie vor gilt: in dem * — — •• • —
System, in dem wir leben, erhalten * 
die Arbeiter und Angestellten nur in den Augen der Arbeiter zu diskre- 
soviel Mitbestimmung, wie sie sich ■ 
selbst erkämpfen.
4

Der ehemalige Bundeskanzler Kiesinger hatte im Dezember 1966 in seiner 
Regierungserklärung angekündigt, daß eine „Mitbestimmungs"-Kommission 
eingesetzt werden soll. Mit dieser Kommission hoffte man dem drängenden 
Verlangen der Gewerkschaften nach einer Ausweitung der Mitbestimmung ent-
gehen zu können. Erst im Jahre 1968 nahm diese Kommission ihre Arbeit auf. 
Mit ihrer Leitung wurde das stramme CDU-Mitglied und der erklärte Mit-
bestimmungsgegner Prof. Biedenkopf beauftragt. Die CDU/CSU wußte genau, 
warum sie den Bock zum Gärtner machte. Das vorliegende Ergebnis der so- 

! genannten Sachverständigenkommission kann die Unternehmerverbände und 
nen, die Mitbestimmungsrechte der Be- die ihr nahestehenden Propagandisten vollauf zufriedenstellen. 
trif>hc_ iinrl Dercnnalrnlp i>rwpilpm.



DKP weiter für Mitbestimmung
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Daß sie aber der kleinen Kapitalisten-
mehrheit unseres Volkes die ökono-
mische und damit auch die politische 
Macht sichern, die Mehrheit des Vol-
kes von der Mitbestimmung ausschlie-
ßen will und dennoch von Demokra-
tie zu sprechen wagt, ist geradezu ein 
Bravourstück der Biedenkopf-Kommis-
sion. Für jeden Gewerkschafter dürfte 
es klar sein, daß diese Kommission 
und ihre Hintermänner mit der De-
mokratie auf Kriegsfuß leben.

hemmend auf die Unternehmenskon-
zentrationen auswirkte. Sie habe nicht 
zur endgültigen Ablehnung von Still-
legungen geführt und auch die Ge-
winnverteilungsvorschläge der Unter-
nehmensleitungen nicht beeinflußt.

die Hauptursache für die Mitbestim-
mungsforderung der Gewerkschaften!

Beteiligung an der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 
Politische Stoßrichtung wendet sich gegen CDU und NPD

Man gehe in den Wahlkampf mit 
Frauen und Männern, sagte Kapluck, 
die sich in der Nacht des Faschismus 
als Widerstandskämpfer bewährt hät-
ten, wie Kurt Bachmann und Karl 
Schabrod, mit Genossen, die wie Jupp 
Angenfort und Jupp Ledwohn, dem 
Zuchthaus und den Gefängnissen der 
Adenauer-Ära trotzten und mit jungen 
Mitgliedern, die sich bei den Septem-
ber-Streiks und in den Aktionen ge-
gen die Neonazis bewährten.

Wie aber begründet die Biedenkopf- 
Kommission, daß sie der Unterneh-
merseite die Mehrheit zuschanzen 
will? Die Mehrheit stehe der Unter-
nehmerseite zu, weil sie das „Renta-
bilitätsprinzip", oder mit anderen 
Worten die Profitsucht, besser geltend 
mache. Aber das rücksichtslose Profit-
streben der Unternehmer ist gerade

Es kommt sogar noch besser. Bieden-
kopf und Freunde behaupten, daß das 
Risiko der Unternehmer größer sei als 
das der Arbeiter und Angestellten. 
Hier haben diese Professoren offen-
sichtlich eine Anleihe beim Deutschen 
Industrieinstilut aufgenommen, das 
schon seit Jahren diese alle Tatsa-
chen widersprechende Behauptung auf-
stellt.

Es werde einen harten Wahlkampf 
geben, kündigte der DKP-Vorsitzende 
Kurt Bachmann an. „Auch in diesem 
Landtagswahlkampf führen wir den 
Stoß gegen die CDU und die NPD. 
Die NPD darf nicht in den Landtag. 
Diese Kräfte treten in diesem Wahl-
kampf nicht nur mit dem Ziel auf, die 
Landtagsmehrheit zu gewinnen; zu-
gleich wollen diese reaktionären Kräf-
te durch ein für sie günstiges Wahl-
ergebnis ihre Regierungsmacht in Bonn 
wiederherstellen", erklärte Kurt Bach-
mann. Sein oder Nichtsein der SPD- 
Regierung in Nordrhein-Westfalen 
hänge wesentlich davon ab, ob sie 
dem Druck der konservativen erz-
reaktionären Rechtskräfte standhafte. 
Es komme darauf an, im Wahlkampf 
die DKP stark zu machen und damit 
das Kräfteverhältnis zugunsten der 
Arbeiterklasse zu verändern.

Wie vornehm doch ein unverhohlener 
Machtanspruch formuliert werden 
kann! Denn dieses „geringe" zahlen-
mäßige Übergewicht sichert den Un-
ternehmervertretern im Aufsichtsrat 
die unumschränkte Machtbefugnis. Sie 
sind in jeder Situation in der Lage, 
ihren Willen durchzusetzen.

Aber so klein ist in Wirklichkeit das 
zahlenmäßige Übergewicht keines-
wegs. In einem 12köpfigen Aufsichts-
rat sollen die Unternehmer 6 und die 
Arbeiter und Angestellten sowie ihre 
Gewerkschaften 4 Vertreter haben. 
Die Unternehmer hätten also hier das 
„kleine" zahlenmäßige Übergewicht 
von 50 Prozent. Selbst wenn man un-
terstellt, daß von den beiden kooptier-
ten Mitgliedern jeder Seite einer zu-
fällt, beträgt das Zahlenverhältnis 7:5 
zugunsten der Unternehmer; immer-
hin noch ein „kleines" zahlenmäßiges 
Übergewicht von 40 Prozent.

In diesem Sinne fordert die DKP eine 
wirksame Mitbestimmung zur Ein-
schränkung der Macht des Großkapi-
tals. Das Gutachten der Biedenkopf- 
Kommission wurde einer scharfen 
Kritik unterzogen, weil es ganz offen-
sichtlich das Ziel dieser Vorlage sei, 
die Arbeiterschaft in das kapitalisti-
sche System zu integrieren. Die DKP 
machte klar, daß sie weiterhin kon-
sequent die Forderung des DGB nach 
paritätischer Mitbestimmung unter-
stützt.

Darum lehnen sie entschieden die 
paritätische Besetzung des Aufsichts-
rats ab. Sie wollen ein, wenn auch 
angeblich geringes, zahlenmäßiges 
Übergewicht der Vertreter der An-
teilseigner.

Aber damit nicht genug, auch der 
Arbeitsdirektor des Montanmitbestim-
mungsgesetzes soll verschwinden. Es 
soll im Vorstand lediglich ein Mit-
glied für das Personalressort zustän-
dig sein, das von der Mehrheit des 
Aufsichtsrats bestimmt wird und in 
jedem Fall ein Mann der Kapitalseite 
sein wird.

Wie der Bericht der Mandatsprüfungs-
kommission ergab, waren von den 
300 ordentlichen Delegierten 285 ge-
werkschaftlich organisiert. Der Wahl-
kongreß verabschiedete eine Gruß-
adresse an die Studenten der Ruhr- 
Universität, die anderntags gegen das 
unzulängliche Hochschulgesetz in 
Nordrhein-Westfalen in den Streik 
traten. - pb -
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Für Gewerkschafter sind die Ergeb-
nisse der Biedenkopf-Kommission un-
annehmbar. Es gilt, dieser dort nieder-
gelegten Konzeption den schärfsten 
politischen Kampf anzusagen, die in 
ihr enthaltene Demagogie zu ent-
larven und zugleich auf allen mögli-
chen Wegen mehr Mitbestimmungs-
rechte zu verwirklichen. Der DGB 
sollte den Biedenkopf-Bericht sehr 
sorgfältig analysieren und nicht vor-
zeitig loben, was sich als Pferdefuß 
erweisen wird. Gerade der Bericht der 
Biedenkopf-Kommission sollte die Ge-
werkschafter beflügeln, noch entschie-
dener auf ihrem Standpunkt zu behar-
ren und ihn durchzusetzen.

Dr. H. Schäfer

Als Aufgabe des Wahlkampfes hob 
Gustav Trambowsky, der Bezirksvor- 
sitzende der DKP Rheinland-Westfa-
len, die Zurückdrängung des CDU-Ein-
flusses hervor. Die Kommunisten 
würden sich aktiv dafür einsetzen, daß 
die Landesverfassung verwirklicht 
werde, in der es heiße, im Mittelpunkt 
des Wirtschaftslebens habe das Wohl 
des Menschen zu stehen.

Eine „Mitbestimmung" aber, die die 
Positionen der Arbeiter nicht stärkt, 
ihre materielle Lage nicht verbessert, 
die Sicherheit ihrer Arbeitsplätze nicht 
erhöht, die Macht des Kapitals nicht 
einschränkt, dem Profitstreben der Un-
ternehmer nicht entgegenwirkt — eine 
solche „Mitbestimmung" Biedenkopf- 
scher Prägung braucht die Arbeiter-
klasse nicht. Aber Professor Bieden-
kopf und seine Freunde belassen es 
nicht dabei, den sozialpartnerschaftli-
chen Inhalt ihrer Mitbestimmungsvor-
stellungen herauszustellen. Sie wollen 
zugleich alle organisatorischen Sicher-
heitsvorkehrungen treffen, damit die 
alten Besitz- und Machlverhältnisse 
ja nicht angelastet werden und den 
Unlernehmerinteressen vollauf ent-
sprochen wird.

Unter der Losung „Mit den Arbeitern 
für die Arbeiter" haben 319 Dele-
gierte der DKP auf einem Wahlkon-
greß in Dortmund, an dem auch zahl-
reiche Gäste teilnahmen, am 25. Ja-
nuar die Wahlpolitik beschlossen und 
die Landesliste für die Landtagswah-
len im Juni 1970 verabschiedet. „Zum 
erstenmal seit 16 Jahren haben die 
Arbeiter und Angestellten, hat die ar-
beitende und lernende Jugend die 
Möglichkeit, einer sozialistischen Par-
tei ihre Stimme zu geben", sagte in 
der Eröffnungsansprache der DKP- 
Bezirksvorsitzende Ruhr/Westfalen, 
Manfred Kapluck.



Antwort an den FDGB30. Treffen
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Nicht zuletzt ist zu erwarten, daß in 
Leipzig auch über den Inhalt der Be-
ziehungen von DGB und FDGB dis-
kutiert wird. Heute genügt es nicht 
mehr, schlechthin für Kontakte einzu-
treten, sondern es muß zugleich deut-
lich werden, wofür und in wessen In-
teresse sie erfolgen sollen. Das sollte 
auch für die vom DGB-Bundesvorstand 
— nach 20jähriger brüsker Ableh-
nung — vorgesehene Aufnahme von 
Beziehungen zum FDGB gelten.

DGB-Bundesvorstand 
nach Warschau eingeladen

DGB will Nutzen von Kontakten erkunden 
Keine Gesprächsbereitschaft ohne Bedingungen

in 
er sidr bei

NACHRICHTEN werden in der näch-
sten Ausgabe ausführlich über Verlauf 
und Ergebnisse der 30. Deutschen Ar-
beiterkonferenz berichten. Pet.
6
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Die Lehre einer mehr als 20jährigen 
Restauration des Kapitalismus in der 
Bundesrepublik kann für die Gewerk-
schaften doch nur lauten: eine selb-
ständige und unabhängige Gewerk-
schaftspolitik zu entwickeln, die nur 
den Interessen der Arbeiter und An-
gestellten verpflichtet ist. Dies gilt 
verstärkt nach dem Regierungswech-
sel in Bonn, weil nur kämpferische 
Gewerkschaften Einfluß auf die Regie-
rung Brandt auszuüben vermögen.

kationsmittel 
Seite müßten 
gewährleisten.

!

Zum erstenmal hat jetzt der Deutsche Gewerkschaftsbund auf die zahlreichen 
Gesprächsangebote des FDGB der DDR (zuletzt im Zusammenhang mit dem 
DGB-Bundeskongreß im Mai 1969) reagiert. In der Bundesvorstandssitzung am 
3. Februar 1970 in Düsseldorf beschloß der DGB den Wortlaut eines Briefes an 
den FDGB, der Sondierungsgespräche zwischen Vertretern beider deutscher 
Gewerkschaftsbünde in Aussicht stellt. Mit dieser Antwort auf die permanente 
Bereitschaft des FDGB zu sachlichen Gesprächen ohne Vorbedingungen hat 
der DGB zugleich auch einen ersten Schritt zur Realisierung eines entsprechen-
den Beschlusses des 8. DGB-Bundeskongresses getan.

Es wäre wünschenswert, wenn diese 
30. Arbeiterkonferenz, ausgehend von 
den historischen Aufgaben der Arbei-
terklasse nach 1945, die unterschied-
liche Entwicklung und deren Ursachen 
in beiden deutschen Staaten unter-
sucht. Diese Bilanz erscheint notwen-
dig, um einerseits die gemeinsamen 
Klasseninteressen und andererseits 
die unterschiedlichen Aufgaben und 
Schlußfolgerungen, die sich aus den 
verschiedenen Macht- und Besitzver-
hältnissen ergeben, herauszuarbeiten.

Das Interesse an der 30. Arbeiterkon-
ferenz ist bei vielen Gewerkschaftern 
der Bundesrepublik nicht allein darum 
groß, weil es sich um eine Jubiläums-
konferenz handelt, sondern entspringt 
auch dem wachsenden Bedürfnis nach 
Verständigung mit den Gewerkschaf-
tern im ersten sozialistischen deut-
schen Staat und dem Verlangen nach 
völkerrechtlicher Anerkennung der 
DDR. Die Beratungen in Leipzig dürf-
ten die gemeinsamen Interessen der 
Werktätigen beider deutscher Staaten 
sichtbar machen und gewiß auch ver-
deutlichen, daß eine ökonomisch und 
politisch starke DDR für den Kampf 
der Gewerkschaften gegen das Mono-
polkapital in der Bundesrepublik 
durchaus förderlich sein kann.

Der „Ständige Ausschuß der Deut-
schen Arbeiterkonferenzen" hat zum 
6. und 7. März 1970 die 30. Deutsche 
Arbeiterkonferenz nach Leipzig ein-
berufen. Wie verlautet, werden Ge-
werkschafter aus der Deutschen Bun-
desrepublik sich mit ihren Kollegen 
aus der Deutschen Demokratischen 
Republik über gemeinsam interessie-
rende Fragen beraten und Gelegenheit 
nehmen, die Leipziger Frühjahrsmesse 
zu besuchen.

Obgleich die Bereitschaft zu einem 
ersten Treffen mit Spitzenfunktionären 
des FDGB grundsätzlich neu ist und 
als Überwindung eines zwanzig Jahre 
lang gepflegten Tabus im Deutschen 
Gewerkschaftsbund gilt, ist zumindest 
ebenso wichtig, wie sich der DGB die 
Kontakte mit dem FDGB vorstellt. 
Da ist in dem Schreiben die Passage, 
in der „eine freimütige Darlegung der 
gegenseitigen Meinungen durch die 
verantwortlichen Sprecher der jewei-
ligen Organisationen in den Publi-
kationen und Massenmedien der Kon-
taktpartner" verlangt wird. Dabei 
müsse eine „sachgerechte Beurteilung 
der existierenden gesellschaftlichen 
Systeme und der gewerkschaftlichen 
Zielsetzungen" erfolgen. Die Publi-

Auch in dieser Frage steckt der Teufel 
im Detail. Die Frage ist, wie man 
sich im DGB-Bundcsvorstnd die Lö-
sung dieses Problems vorstelll. Wal-
ter Ulbricht hatte kürzlich gesagt, die 
Bundesrepublik habe bis 1961 die DDR 
bei geöffneter Grenze um rund 100 
Milliarden DM erleichtert. Erleichte-
rungen dieser Art, wie sie mit welt-
fremdem Sprücheklopfen vom Abbau 
der „Mauer" angestrebt werden, dürf-
ten wohl nicht das rechte Rezept sein. 
Aber der DGB kann in der Tat dazu 
beitragen, daß es in den Beziehungen 
zwischen beiden Staaten zu „mensch-
lichen Erleichterungen" in vielerlei 
Hinsicht kommt: indem 
der Regireung Brandt/Scheel für die 
von der DDR vorgeschlagene und vom 
FDGB unterstützte völkerrechtliche 
Regelung der Beziehungen zwischen 
beiden deutschen Staaten, einschließ-
lich des Reiseverkehrs, einsetzt. Es ist 
nämlich eine Unterstellung, zu be-
haupten, die DDR sei gegen die viel-

der jeweils anderen 
die Selbstdarstellung

■
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Weiter heißt es in dem Brief an den 
FDGB: „Ebenso wie die Bundesregie-
rung sind wir der Meinung, daß die 
bestehenden Hindernisse für die 
menschlichen Beziehungen in beiden 
Teilen Deutschlands abgebaut und am 
besten aufgehoben werden sollen." 
Darauf dürfte der FDGB entgegnen: 
Ebenso wie die DDR-Regierung, sind 
auch wir für menschliche Erleichte-
rungen.
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Eingangs erklärt der Bundesvorstand, 
er unterstütze jede Maßnahme, die 
geeignet sei, die internationale Ent-
spannung zu fördern. Aus dieser Sicht 
heraus wünsche der DGB „abzuklären, 
ob Kontakte zwischen unseren Orga-
nisationen für das friedliche Zusam-
menleben der Völker und die Förde-
rung der gemeinsamen Interessen 
beider Teile Deutschlands von Nutzen 
sein können". Zunächst sollen also 
lediglich Vorgespräche geführt wer-
den, die zeigen sollen, ob es zu den 
vom DGB formulierten Bedingungen 
später zu den eigentlichen Kontakten 
kommen kann.

Man mag das beim FDGB auffassen 
und werten wie man will. Wenn man 
diese Forderung nüchtern betrachtet, 
scheint uns bei allem objektiven An-
schein bereits hier ein Teufelchen im 
Detail zu stecken. Bekannt ist, daß 
z. B. das FDGB-Organ „Tribüne" halb-
wegs ein Viertel der DDR-Bevölke-
rung anspricht, wenn nicht noch mehr, 
das DGB-Organ „Welt der Arbeit" 
dagegen nicht einmal von 5 Prozent 
der Gewerkschaftsmitglieder gelesen 
wird und nur 0,5 bis 1 Prozent der 
Bevölkerung erreicht. Hier erweist 
sich also die Gleichrangigkeit und 
Objektivität der DGB-Forderung als 
eine scheinbare.

j sj
. ■

Vertreter des Polnischen und 
Deutschen Gewerkschaftsbundes haben 
in der Zeit vom 13. bis 15. Januar 
1970 in Düsseldorf über die Vor-
bereitung von offiziellen Gesprächen 
zwischen beiden Organisationen be-
raten. Es wurde in den Beratungen 
Übereinstimmung erzielt, daß der 
DGB-Bundesvorstand mit einer reprä-
sentativen Delegation im April dieses 
Jahres politische und gewerkschafts-
politische Fragen mit dem Zentralrat 
der polnischen Gewerkschaften in 
Warschau erörtern wird.



Gewerkschaftswahl in der DDR Ostseetagung
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die Arbeiterkontrolleure und Ortsge-
werkschaftsleitungen.

I

i

Zur Vorbereitung der 13. Arbeiter-
konferenz der Ostseeländer, Norwe-
gens und Islands im kommenden Juli 
in Rostock fand dort Anfang Januar 
eine Sitzung des Ständigen Komitees 
der Arbeiterkonferenz statt, die durch 
einen Vortrag des Herausgebers der 
NACHRICHTEN, Heinz Seeger, über 
die Entwicklung in der Bundesrepu-
blik nach den Bundestagwahlen ein-
geleitet wurde. Damit wurde einer 
Bitte der skandinavischen Gewerk-
schafter entsprochen, die sich an der 
Einschätzung der neuen Bundesregie-
rung besonders interessiert zeigten. 
Willy Brandt genießt aus der Zeit sei-
ner Emigration in den skandinavi-
schen Ländern sehr viel Sympathie, 
die von einem Teil der Bevölkerung 
kritiklos auf die neue Regierung über-
tragen wird.

Für die Teilnehmer aus der Bundes-
republik war der Bericht von Heinz 
Geinitz über seine Klage gegen das 
Verbot zur Gründung eines ständigen 
Ausschusses für die Bundesrepublik 
durch den Hamburger Senat von be-
sonderem Interesse. Der Klage wurde 
stattgegeben, so daß nun auch in der 
Bundesrepublik die Möglichkeit be-
steht, ein Ständiges Komitee der Ar-
beiterkonferenz zu gründen. R.
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Wir wissen nicht, wie der Bundes-
vorstand des FDGB auf diesen mit 
Vorbedingungen und Vorurteilen be-
ladenen Brief des DGB antworten 
wird. Wenn der DGB-Bundesvorstand 
am Schluß seines Briefes feststellt, es 
gelte in dem Sondierungsgespräch zu 
klären, „welchen Nutzen die offizielle 
Aufnahme von Kontakten im Hin-
blick auf die eben dargeleglen Ge-
sichtspunkte haben könnte", so muß 
man sich darüber klar sein, daß die 
Antwort auf diese Frage nicht allein 
von der anderen Seite abhängt. Zu-
mindest ebenso wichtig ist es, mit 
welcher Konzeption man beim DGB in 
diese Abklärung hineingeht. Daß sie 
aber nicht frei ist von Widerhaken 
und Fußangeln, sollte und mußte ein-
mal gesagt werden.

Heinz Seeger versuchte in seinem 
Vortrag nachzuweisen, daß es falsch 
wäre, in bezug auf eine fortschritt-
liche Politik der neuen Bundesregie-
rung Illusionen zu haben. In der Re-
gierungserklärung hätte Brandt mit 
Nachdruck betont, die Grundsätze sei-
ner Regierung seien Kontinuität und 
Erneuerung. Es sei aber heute schon 
festzustellen, daß weniger von Er-
neuerung als von Kontinuität, das 
heißt Fortführung der bisherigen Po-
litik der CDU/CSU-Regierung gespro-
chen werden könne.

Danach, vom 14. März bis 4. April, 
erfolgt die Wahl der Mitglieder von 
Kreis- und Gebietsvorständen der In-
dustriegewerkschaften und Gewerk-
schaften, der Gewerkschaftsleitungen 
auf Großbaustellen und in Kombina-
ten sowie der Ortsvorstände des FDGB. 
Die Kreisvorstände des FDGB und 
Gewerkschaftskomitees in den Ver-
einigungen Volkseigener Betriebe 
werden vom 11. bis 25. April gewählt. 
Schließlich erfolgt Ende April und im 
Mai die Wahl der Bezirksvorstände 
der Industriegewerkschaften und Ge-
werkschaften.

zitierten Erleichterungen. Aber sie 
wünscht sie zu den zwischen sou-
veränen Staaten üblichen Bedingun-
gen, nicht einmal zu eigenen und 
schon gar nicht zu Bonner Bedin-
gungen. Erleichterungen in den gegen-
seitigen Beziehungen sind nur bei 
Normalisierung dieser Beziehungen 
möglich. Und wer sich dagegen 
sträubt, ist seit Adenauer hinreichend 
bekannt.

iiiaLiiiausuueiiueii ueicei Madde . . .
bei allen Werktätigen das Verständ-

der Regierung zufrieden geben, kön-
ne der Regierungswechsel durchaus 
eine Erneuerung der Politik der Bun-
desregierung einleiten. Die Gretchen-
frage an die Bundesregierung sei aber: 
Wie steht ihr zur Mitbestimmung?

| In der Diskussion ging es in der 
Hauptsache um die Frage der tak-
tischen Einstellung der Gewerkschaf-
ten zur Brandt-Regierung, wobei all-
gemein die Auffassung vertreten wur-
de, daß es notwendig sei, bei kriti-
scher Beurteilung der Regierungspoli-
tik den Kampf gegen die CDU/'CSU 
und den Neonazismus zu verstärken. 
In seiner Entschließung zur europä-
ischen Sicherheit wurde die Notwen- 

. digkeit der völkerrechtlichen Aner-
kennung der DDR unterstrichen.

Mit der Wahlhandlung ist eine breite 
und umfangreiche Rechenschaftsle-
gung der Gewerkschaftsleitungen über 
die in der Wahlperiode geleistete 
Arbeit und die Beschlußfassung über 
die künftigen Aufgaben verbunden. 
Zur Vorbereitung und Durchführung 
der Wahlen sagte auf der 8. Tagung 
des FDGB-Bundesvorstandes dessen 
stellvertretender Vorsitzender, Dr. 
Rolf Berger, es sei die Aufgabe der 
Gewerkschaften, „als Organisation der 
machtausübenden Arbeiterklasse . . .

. Zweifellos bedeute aber die Ablösung 
der sozialreaktionären CDU/CSU 
durch eine sozialdemokratisch geführ-
te Regierung eine große Chance. 
Wenn die Arbeiterschaft in der Bun-
desrepublik und ihre Gewerkschaften 
sich nicht mit den Absichtserklärungen

Hoffentlich setzt sich bei dem ersten 
offiziellen Spitzengespräch zwischen 
Vertretern der Gewerkschaftsbünde 
der Bundesrepublik und der DDR — 
wenn es zustandekomml — beim DGB 
noch so viel Realismus durch, daß 
die versteckt feindliche Konzeption 
korrigiert und die Einbeziehung des 
FDGB in die Oslkontakte des DGB 
auf ehrlicher und gleichberechtigter 
Grundlage begonnen werden kann.

Gerd Siebert

Im ersten Halbjahr 1970 finden in der DDR die satzungsgemäß fälligen Neu-
wahlen von Gewerkschaftsgruppen und den verschiedenen Gewerkschaftslei-
tungen bis zu den Bezirksvorständen statt. In der Zeit vom 5. Januar bis 
31. Mai wählen über 7 Millionen Mitglieder des Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbundes insgesamt rund 900 000 Funktionäre. Das heißt, daß in der DDR 
fast jeder achte Gewerkschafter eine — zumeist ehrenamtliche — Funktion 
ausübt, eine beachtliche Zahl.

nis für die Größe der Aufgaben ... zu 
wecken und ihre Initiative, schöp-
ferische Kraft und aktive Mitwir-
kung zu organisieren". Es gehe 
insbesondere aber auch darum, daß 
sich die Gewerkschaften als Inter-
essenvertreter der Werktätigen für 
die unmittelbare Verbesserung der 
Arbeils- und Lebensbedingungen ein-
setzen.

Nadi der im November 1969 vom 
FDGB-Bundes vorstand beschlossenen 
Wahldirektive werden in der Zeit 
vom 5. Januar bis 7. März die Funk-
tionäre der Gewerkschaftsgruppen 
(Vertrauensmann, Kulturobmann, Ar-
beitsschutzobmann, Bevollmächtigter 
für Sozialversicherung, Sportorgani-
sator) und die Jugendvertrauensleute 
gewählt; ferner die Abteilungs- und 
Betriebsgewerkschaftsleitungen, die 
Ständigen Produktionsberatungen in 
den Abteilungen und Betrieben sowie 
die Frauen- und Jugendausschüsse,

Prof. Dr. Johanna Töpfer, ebenfalls 
stellvertretende Vorsitzende des 
FDGB-Bundesvorstandes, erklärte auf 
der Tagung zu diesem Fragenkom-
plex u. a.: „Die bevorstehenden Ge-
werkschaftswahlen sind auch die er-
sten, die nach Annahme der sozia-
listischen Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik stattfinden. 
Unseren Gewerkschaften sind in der 
Verfassung umfassende Mitbestim- 
mungs- und Kontrollrechte gewähr-
leistet. Die Wahlen sind zum An-
laß zu nehmen, diese Rechte im In-
teresse der allseitigen Stärkung unse-
res sozialistischen Staates qualifizier-
ter wahrzunehmen. Der Freie Deut-
sche Gewerkschaftsbund hat diese 
Verfassung selbst mitgestaltet. Es ist 
seine Pflicht, sie zur Grundnorm des 
täglichen Verhaltens der Arbeiter-
klasse zu machen." rt



Antiquiertes Bonner Leitbild
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Auch die Einrichtung einer „unabhän-
gigen Monopolkommission" ist der 
Lendenschurz, der die Blöße staats-
monopolistischer Wirklichkeit verhül-
8

Zur Gesellschaftspolitik der neuen Bundesregierung 
Kritische Untersuchung von Dr. Schäfer (Schlußteii)

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
meint, daß sich die angebliche Fu-
sionskontrolle nicht gegen Zusammen-
schlußpläne einzelner Firmen, nicht 
gegen die Unternehmenskonzentration 
schlechthin, sondern gegen die wett-
bewerbsgefährdende Schlußphase 
einer bereits weit fortgeschrittenen 
Konzentration richte. Das Schlagwort 
laute: Oligopol ja — Monopol nein. 
Das ist natürlich ein billiger Trick, 
denn in der Mehrzahl der Fälle haben 
oligopolistische Vereinigungen Mono-
polcharakter.

(Redigiert nach dem Diskussionsbei-
trag Dr. Schäfers auf der Tagung „Le-
nin und Fragen der Gewerkschafts-
politik" in Nürnberg.)

DGB-Jugend fordert erneut 
Bildungsurlaub

■ Fortbildungsmaßnahmen für Mit-
arbeiter der Erwachsenenbildung.

Ziehen wir das Resümee. Die Aufga-
ben der Gewerkschaften für die Durch-
setzung ihrer Forderungen werden 
einfacher. Kein Gewerksdiafter sollte 
sich irgendwelchen Illusionen hinge-
ben. Auch unter dieser Regierung wer-
den die Arbeiter, Angestellten und 
Beamten nur das bekommen, was sie 
sich erkämpfen. Je eher sich diese Er-
kenntnis durchsetzt, desto besser ist 
es um die Wahrnehmung der Inter-
essen der Arbeiterklasse bestellt.

I
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Soldie Feststellungen hätten ebenso 
aus der Feder eines Ludwig Erhard 
stammen können. Abgesehen davon, 
daß heute schon bürgerliche Theoreti-
ker wie John Kenneth Galbraith sich 
über diejenigen lustig machen, die das 
heutige kapitalistische System als 
Marktwirtschft bezeichnen (vgl.: Die 
moderne Industriegesellschaft, Mün- 
dien-Zürich 1968), ist das gesellschaft-
liche Leitbild dieser Regierung kein 
anderes als das aller früheren Bun-
desregierungen.

Bleiben aber die alten Besitz- und 
Maditverhältnisse erhalten, bleibt das 
monopolkapitalistische Eigentum un-
angetastet, dann ist der Profit das Ziel 
der Produktion, dann aber kann es 
keine soziale Gerechtigkeit geben, 
dann wird die Automatisierung zu 
Lasten der Arbeiter und Angestellten 
gehen und nicht, wie es in der Re-
gierungserklärung heißt, den sozialen 
Fortschritt fördern.

Man muß die Erklärung des Bundes-
vorstandes des DGB, die er kurz nach 
Bildung der Koalition aus SPD und 
FDP an die Regierung richtete, positiv 
beurteilen. Bei der Überprüfung, in-
wieweit die Regierung programmatisch 
und praktisch bereit ist, den gewerk-
schaftlichen Forderungen zu entspre-
chen, zeigte sich, daß zweitrangigen 
Vorstellungen in einem gewissen Um-
fange entsprochen wurde; aber an den 
prinzipiellen Aussagen zur Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik hat 
sich seit 1949 nichts geändert. Hier fin-
den wir keine Zeichen der Erneuerung, 
sondern nur solche der Kontinuität.

Der Bundesjugendausschuß des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes hat er-
neut in einer Erklärung die Bundes-
regierung aufgefordert, unverzüglich 
den in der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 erwähnten Bildungs-
urlaub einzuführen. Die Bundesregie-
rung soll für die Schaffung eines ge-
setzlichen Anspruchs für alle Arbeiter, 
Angestellten und Beamten auf jährlich 
15 Tage bezahlten Bildungsurlaub sor-
gen. Nach Vorstellung des DGB-Bun-
desjugendausschusses soll der Bil-
dungsurlaub gewährt werden für:

Der Direktor des Deutschen Industrie- 
Instituts, Ludwig Losacker, nannte die 
Regierungserklärung vielverspre-
chend, weil sie sich ganz eindeutig 
zu einer „funktionsfähigen marktwirt-
schaftlichen Ordnung" bekenne. Der 
Hauptgeschäftsführer der Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände, Dr. Wolfgang Eichler, hob 
ebenfalls ausdrücklich das Bekenntnis 
zur Marktwirtschaft hervor. Die Lo-
beshymnen der Vertreter des Groß-
kapitals gerade über diesen Teil der 
Regierungserklärung lassen sich be-
liebig fortsetzen.
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len soll. Was von einer solchen Fu-
sionskontrolle wirklich zu halten ist, 
zeigt sich an der Stellungnahme sol-
cher Zeitungen des Großkapitals wie 
der „Frankfurter Allgemeinen" (Nr. 
274 vom 26. 11. 1969), in der die Re-
gierungspläne ausdrücklich begrüßt 
werden.

■ Veranstaltungen der politischen 
Bildung, die auf der Grundlage sach-
lichen Wissens zum politischen Den-
ken und Handeln führen;

Es ist deshalb nicht übertrieben zu 
behaupten, daß die innenpolitische 
Konzeption, wie sie in der Regie-
rungserklärung zu finden ist und sich 
bereits in der Praxis widerspiegelt, 
sozialreaktionär ist. Wenn im „Han-
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Diese gesellschaftliche Aussage der 
neuen Regierung steht im prinzipiel-
len Gegensatz zu der des DGB-Grund- 
satzprogramms, das eine grundlegen-
de Umgestaltung von Wirtschaft und 
Gesellschaft zum Ziel hat, die mit der 
Mitbestimmung eingeleitet werden 
soll.

delsblatt" (Nr. 205 vom 24./25. 10. 
1969) dem DGB, angesichts seiner 
Forderungen an die Regierung, vor-
geworfen wurde, daß man nach der 
Lektüre des DGB-Katalogs anneh-
men müsse, „die ganze Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung laugt eben 
nichts", hat das „Handelsblatt" zu-
fälligerweise des Pudels Kern getrof-
fen.

Auf der 7. Konferenz der IG Metall 
für Vertrauensleute und Betriebsrats-
mitglieder wies Otto Brenner nach, 
daß schon 1966 in der chemischen In-
dustrie, dem Fahrzeugbau, der Mon-
tanindustrie, der Elektroindustrie und 
im Energiebereich (Mineralöl und 
Elektrizität) die jeweils vier größten 
Unternehmen mehr als 40 Prozent des 
Branchenumsatzes auf sich vereinig-
ten. Mannesmann und die August- 
Thyssen-Hülte fassen ihre Röhrenpro-
duktion zusammen und kontrollieren 
dann fast 70 Prozent der westdeut-
schen Slahlrohrproduktion. Die ge-
meinsamen Tochtergesellschaften von 
Siemens und AEG-Telefunken, die 
Transformatoren Union und die 
Kraftwerks-Union haben einen Markt-
anteil von 50 bzw. 70 Prozent. Die 
VW-Gruppe erzeugt 54 Prozent der 
Pkw-Produktion. Daimler Benz und 
MAN rücken im Nulzfahrzeugbau 
näher und ihr Anteil an der Produk-
tion beträgt über 80 Prozent. Das ist 
die Realität unseres Landes.

Für die weitere gewerkschaftliche Strategie und Taktik ist es wichtig zu wis-
sen, welches gesellschaftspolitische Leitbild diese Regierung besitzt. Sie läßt uns 
darüber auch keineswegs im Zweifel. Wenn es nach der SPD/FDP-Regierungs- 
koalition geht, dann werden die alten Besitz- und Maditverhältnisse konserviert.

I

Der Konzentrationsprozeß der Pro-
duktion und des Kapitals schreitet in 
schnellem Tempo voran. Er entspricht 
voll und ganz dem gesellschaftlichen 
Leitbild dieser Regierung und des 
staatsmonopolistisdien Kapitalismus.

In der Regierungserklärung stehl: 
„Auf die Dauer können Stabilität und 
Wachstum nur in einer funktionsfähi-
gen marktwirtschaftlichen Ordnung er-
reicht werden. Ein wirksamer Wettbe-
werb nadi innen und außen ist und 
bleibt die sicherste Gewähr für die 
Leistungskraft einer Volkswirtschaft."

■ Veranstaltungen zur beruflichen 
Fort- und Weiterbildung;



Preislawine ohne Ende

Hochkonjunktur bieten, 
nicht voll ausnutzen?“

Maßnahmen der Bundesregierung stabilisieren Profite 
Alternative: Aktive Lohnpolitik und Preiskontrolle

die Wirtschafts-, Finanz- und Steuer-
politik so zu ändern, daß die einsei-
tige Bevorzugung der Großunterneh-
mer aufhört.

Wenn die Gewerkschaften diese For-
derungen mit Nachdruck erheben, be-
kämpfen sie nicht die SPD/FDP-Re- 
gierung.

Die im Namen der Bundesregierung 
von Wirtschaftsminister Schiller am 
23. Januar verkündeten Maßnahmen 
zur Konjunktur- und Preisstabilisie-
rung sind nicht dazu angetan, dem 
Preisauftrieb ein Ende zu bereiten, 
sondern dienen der Profitsteigerung 
des Großkapitals. So wurde unter an-
derem, entgegen den Forderungen 
der Gewerkschaften, die in der Re-
gierungserklärung versprochene Ver-
doppelung des Arbeitnehmerfreibe-
trages um mindestens ein halbes Jahr 
verschoben und auch auf die Aufhe-
bung der Preisbindung der zweiten 
Hand verzichtet. Ein Beispiel für den Kampf gegen die 

Preistreiberei haben Gewerkschafter 
und fortschrittliche Vereinigungen in 
Hannover gegeben, indem sie, an-
knüpfend an die Rote-Punkt-Aktion, 
mit der im vergangenen Jahr eine Er-
höhung der Straßenbahntarife wieder 
rückgängig gemacht wurde, öffentli-
che Demonstrationen und Kundgebun-
gen sowie Diskussionsgruppen vor 
den großen Warenhäusern gegen den 
Preiswucher der Konzerne organisier-
tem Dr. Werner Petschick

9

Alles dies zeigt: die Ursachen der 
Teuerungswelle liegen einzig und al-
lein im hemmungslosen Profitstreben 
des Großkapitals und der Tatsache, 
daß einige, wenige Konzerne ganze 
Wirtschaftszweige beherrschen und 
die Preise diktieren. Ob die Lohn-
kosten hoch oder niedrig sind, immer 
werden die großen Monopole die 
höchstmöglichen Preise verlangen. 
Wir haben keine Lohn-Preis-Spirale, 
sondern eine Profit-Preis-Spirale, die 
die ganze Überlebtheit des spätkapi-
talistischen Systems charakterisiert.

Die wirksamste Waffe gegen die 
Teuerungswelle besteht für die Ge-
werkschaften nach wie vor in der ak-
tiven Lohn- und Gehaltspolitik. Man 
kann den „Gewerkschaftlichen Mo-
natsheften" beipflichten, wenn sie in 
der Ausgabe 1/1970, Seite 10, schrei-
ben: „Solange die Unternehmer rück-
sichtslos die Preise erhöhen und der 
Staat nicht wirkungsvolle Maßnah-
men ergreift, um sie daran zu hin-
dern, kann niemand erwarten, daß 
sich die Gewerkschaften zurückhalten. 
Warum sollten sie die Marktchancen, 
die sich den Arbeitnehmern in der 

als einzige

Die ersten Wochen der 70er Jahre waren von weiteren Preissteigerungen ge-
kennzeichnet. Diese Verteuerung der Lebenshaltung hat die im vergangenen 
Jahr erreichten Lohn- und Gehaltserhöhungen zu einem großen Teil wieder 
aufgezehrt. Die von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen zur Preis-
stabilisierung bieten keine Gewähr, den Preisauftrieb zu stoppen; sie dienen 
der Stabilisierung der Profite für das Großkapital. Für die Gewerkschaften 
steht die Aufgabe, der Preislawine durch eine aktive Lohn- und Gehaltspolitik 
zu. begegnen und von der Regierung wirksame Maßnahmen zur Preiskontrolle 
zu fordern.

Appelle an die Unternehmer, „auf 
ungerechtfertigte Preiserhöhungen zu 
verzichten“, bleiben wirkungslos, 
wenn nicht die Regierung energische 
Maßnahmen ergreift. Neben einem 
Verzicht auf Preiserhöhungen im öf-
fentlichen Bereich ist dazu notwendig, 
die unproduktiven Rüstungsausgaben 
zu senken sowie die Devisenzahlun-
gen an die USA, die Waffenkäufe 
und Kredithilfen für reaktionäre Re-
gime einzustellen. Erforderlich ist,

wie manche Funktionäre 
glauben, sondern sie stärken diese 
Regierung und helfen mit, sie vom 
Druck der rechtsextrem-konservati-
ven Kräfte der CDU/CSU zu befreien 
und dem Wählerwillen zu entspre-
chen. Jedoch genügt es nicht, allein 
nur Forderungen zu erheben, wie 
Senkung der Verbrauchssteuern, hö-
here Besteuerung des Großkapitals, 
Verzicht auf Preiserhöhungen bei öf-
fentlichen Verkehrs- und Versor-
gungsbetrieben, Genehmigungspflicht 
für Unternehmenszusammenschlüsse. 
Notwendig ist, durch gezielte Aktio-
nen, wenn es sein muß auch mittels 
Demonstrationen und Kundgebungen, 
diese Forderungen durchzusetzen.

Ohne daß die Preise steigen müssen, 
sind Lohnforderungen von 15 Prozent 
notwendig und möglich. Nur so ist 
ein Ausgleich für den Kaufkraftver-
lust zu erreichen und der Nachholbe-
darf aus den vergangenen Jahren zu 
realisieren. Darüber hinaus sollten für 
die Sicherung der Preisstabilität, ent-
sprechend dem Sofortprogramm der 
DKP — es stimmt mit vielen Forde-
rungen der Gewerkschaften überein 
— gesellschaftliche Organe zur Preis-
kontrolle gebildet werden, die zu-
nächst in allen staatlichen und kom-
munalen Betrieben wirksam werden 
müßten.

zialprodukt (vergl. NACHRICHTEN 
Nr. 1/70, Seite 7 und 8). Bei der stän-
dig gestiegenen Produktivität hätte 
es auch bei erhöhten Löhnen und Ge-
hältern normalerweise Preissenkun-
gen geben müssen. Auch die Behaup-
tung einer fehlenden Angebotslücke 
ist nicht stichhaltig. Nach Mitteilung 
des Statistischen Bundesamtes haben 
sich bei Konsumgütem die Waren-
vorräte in Verbindung mit den enorm 
ausgeweiteten Produktionskapazitäten 
und der erleichterten Importmöglich-
keiten stark erhöht, was zu Preis-
senkungen führen müßte.

Angesichts dieser Tatsachen ist es un-
verständlich, wenn der IG-Metall- 
Vorsitzende Otto Brenner von einer 
„Preishysterie" spricht, als wäre es 
nicht so, daß die sauer verdiente 
Mark von Woche zu Woche weniger 
wird. Natürlich ist es die Politik des 
Großkapitals, mittels der Massenme-
dien die Bevölkerung dahingehend 
zu manipulieren, daß Preiserhöhun-
gen von angeblich überhöhten Lohn-
forderungen der Gewerkschaften kä-
men und darum unumgänglich seien. 
Zugleich wollen die großen Konzerne 
mit der von ihr verfügten Preistrei-
berei zugunsten weiter steigender 
Profite die SPD/FDP-Regierung unter 
Druck setzen und sie zwingen, die 
alte Politik der CDU/CSU fortzuset-
zen und den politischen und wirt-
schaftlichen. Interessen der Großunter-
nehmer zu entsprechen.

Weitere Preissteigerungen sind an-
gekündigt; z. B. für die Bauindustrie 
um 10 Prozent, Elektrogeräte und 
Spielwaren um 12 bis 15 Prozent. 
Audi die Preise für Lebensmittel, die 
durch die Aufwertung theoretisch bil-
liger werden müßten, sollen weiter 
in die Höhe klettern. Obwohl schon 
die von der Bundesregierung für 1970 
vorgesehene Verteuerung um 3 Pro-
zent eine gegen die Werktätigen ge-
richtete Planung ist, die für die Un-
ternehmer einen zusätzlichen Gewinn 
von 11 Milliarden Mark erbringt, soll 
cs nadi Prognosen des Handels nicht 
dabei bleiben.

Daß die Lohnforderungen der Ge-
werkschaften nicht als Ursadie für 
die Preislawine anzusehen sind, be-
weisen schon die rückläufigen An-
teile der Löhne und Gehälter am So-

Einige wenige Mini-Preissenkungen 
für bestimmte Lebensmittel dürfen 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Preise auch im Januar 1970 kräf-
tig weiter gestiegen sind. Dafür ei-
nige Beispiele: der Regeltarif im Gü-
terfernverkehr stieg um 12,5 Prozent, 
Edelstahl um 6 Prozent, Möbel, Ei-
senwaren und Hausrat, Glas, Porzel-
lan und Keramik, Drogerieartikel, 
Schreibwaren, Nähmaschinen, Bücher 
um 5 bis 10 Prozent; Reparaturen für 
Pkw erhöhten sich bei VW um 6 bis 
8 Prozent.
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Altes Ergebnis in neuem Tarif
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Diese schon im November fixierten 
Abmachungen wurden in den neuen

Für die Arbeiter und Angestellten ist 
nur eine Erhöhung der Bruttoeffek-
tivverdienste von 9,5 bis 10,5 Prozent

zent der Lohnsumme ausmachen. So 
wurde z. B. die unterste Lohngruppe 
(Hilfsarbeiter) auf eine Relation von 
65 Prozent gegenüber vorher 61 Pro-
zent des Ecklohns gebracht.

im 
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weitere Preissteigerung von 3 Prozent 
geplant ist, würden die Einkommen, 
wenn man noch die erhöhten Lohn-
steuern und Sozialabgaben abzieht, 
höchstens um 6 Prozent steigen. Da-
mit zeigt sich eine Übereinstimmung 
mit der Zielprojektion der Unterneh-
mer, die 1970 nur Lohnerhöhungen 
von 5,5 Prozent zubilligen wollen. Das

Es wäre verhängnisvoll, wenn sich die 
Gewerkschaften auf diese „Orientie-
rung" einließen. Um einer drohenden 
Konjunkturabschwächung und den da-
mit verbundenen Gefahren für die 
Sicherheit der Arbeitsplätze zu begeg-
nen, sind wesentlich höhere Lohn- 
und Gehaltsabschlüsse notwendig.

In dem jetzt vorgelegten Jahreswirl- 
schaftsbericht der Bundesregierung 
für 1970 wird eine unterschiedliche 
Konjunkturentwicklung vorausgesagt. 
Während in der ersten Jahreshälfte 
mit einem nominellen Wachstum zwi-
schen 10,5 und 11,5 Prozent zu rech-
nen sei, müsse in der zweiten Jahres-
hälfte eine spürbare konjunkturelle 
Abschwächung erwartet werden. Um 
den Großunternehmern eine weitere

Ab l.Januar 1970 sind im rheinisch-
westfälischen Steinkohlenbergbau und 
im Saarbergbau neue Lohn- und Ge-
haltstarifverträge für die über 200 000 
Beschäftigten in Kraft. Der Vorstand 
der IG Bergbau und Energie hat sich 
jedoch verständlicherweise im wesent-
lichen darauf beschränkt, das im Er-
gebnis der Streiks im September 1969 
erzielte Resultat zu tarifieren.

Damals hatten die streikenden Berg-
arbeiter an Ruhr und Saar die Er-
höhung ihres Schichtlohnes um 3,50 
DM oder durchschnittlich 10,5 Prozent 
durchgesetzt. Ferner wurde die Ge-
währung einer Treueprämie in Höhe 
von 312 DM im Jahr und die Ver-
längerung des Tarifurlaubs um durch-
schnittlich zwei Tage erreicht. Außer-
dem soll typische Arbeitskleidung ein-
mal jährlich vom Unternehmer ge-
stellt und auf deren Kosten gerei-
nigt werden.

Der alte Tarifvertrag war am 1. Juli 
in Kraft getreten und sah bei einer 
Laufzeit von 18 Monaten Lohn- und 
Gehaltserhöhungen von nur 5,5 Pro-
zent vor. Davor betrug die Einkom-
mensaufbesserung sogar nur 4 
zent, bei einer Laufzeit vom 1. Juni 
1966 an, das waren 25 Monate.

Übergewicht der Profite vor den Löh- [ 
nen und Gehältern bliebe damit un- | 
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Tarifvertrag übernommen. Obgleich 
die Bergarbeiter, die einen ungewöhn-
lich hohen Nachholbedarf haben, eine 
weitere spürbare Aufbesserung der 
Löhne und Gehälter verlangt hatten 
und im Herbst auf einigen Gruben 
weitergestreikt wurde, weil die Be-
legschaften das Ergebnis als unzurei-
chend ansahen, fand sich der Haupt-
vorstand der IG Bergbau und Ener-
gie nicht zu weilergehenden Forde-
rungen bereit. Allerdings wurden in 
den Lohngruppen einige kleinere Ver-
besserungen vorgenommen, die 
Durchschnitt einer Lohnerhöhung 
1,8 Prozent entsprechen.

Ml

Während vor dem Tagungsgebäude 
in München Hunderte Arbeiter für

I II!

ihre Lohnforderung demonstrierten, 
kam nach zwölfstündigen Verhand-
lungen das genannte Ergebnis zu-
stande. Unter Hinzuzählung der als 
Folge der Streikwelle im Herbst ver-
gangenen Jahres durchgesetzten vor-
zeitigen Lohnerhöhung um 3 Prozent 
hat der neue Lohn gegenüber dem 
alten Tarifvertrag eine Steigerung um 
etwa 13,5 Prozent aufzuweisen.

Der Erfolg dieser Lohnrunde in der 
grafischen Industrie ist ohne Zweifel 
auf die offensive Verhandlungsfüh-
rung der Tarifkommission und die 
Kampfbereitschaft der Gewerkschafts-
mitglieder zurückzuführen. In einer 
Erklärung zur Ablehnung des Schieds-
spruchs stellt der Bundesverband 
Druck vier „neue" Besonderheiten im 
Verhalten der Gewerkschaft fest: 
Noch nie sei eine Lohnverhandlung 
so abrupt und kompromißlos abge-
brochen worden,- noch nie habe die 
Gewerkschaft so „starr und kompro-
mißlos" auf ihrer Ausgangsforderung 
bestanden; niemals vorher sei we-
gen einer so geringen Differenz zwi-
schen Zielvorstellung und Unterneh-
merangebot Bereitschaft zum Streik 
vorhanden gewesen und schließlich 
habe die IG Druck und Papier zu 
keiner Zeit vorher „jede gesamtwirt-
schaftliche und gesamtpolitische Ver-
antwortung so vermissen lassen, wie 
diesmal". Sie sei schließlich auch 
„weit über alle von der neuen Bun-
desregierung gesetzten Marken hin-
ausgeprellt". K.K.

Gleichzeitig ergeben sich echte Ein-
sparungsmöglichkeiten im Bundes-
etat. Während die Ausgaben für Bil-
dung und Sozialbelange nur unzurei-
chend erhöht und zeitweise gesperrt 
werden, bleibt der größte Posten des 
Bundeshaushaltes — die Rüstungs-
ausgaben — tabu. Der Rüstungsetat 
soll gegenüber dem Ansatz von 1969 
sogar noch von 18,4 Milliarden auf 
20,4 Milliarden steigen. Würde die 
Bundesregierung das Angebot 
DDR, die Rüstungsausgaben beider-
seitig zu halbieren, annehmen, wären 
genügend Mittel frei, um die drin-
genden Sozialausgaben zu finanzie-
ren, die Preise zu senken und mittels 
Steuersenkungen die Einkommen der 
Arbeiter und Angestellten zu erhöhen.

Diesem Ergebnis, das jedoch nicht der 
Ausgangsforderung von 12 Prozent 
plus Strukturverbesserungen ent-
spricht, ging auf beiden Seiten ein 
hartes Tauziehen voraus. Die Unter-
nehmer hatten in der ersten Verhand- 

: lung nur 5,5 Prozent angeboten, 
vorgesehen. Da aber gleichzeitig eine worauf die Gewerkschaft die Ge-

spräche sofort als gescheitert erklärte. 
In der ersten Schlichtungsinstanz lau- 

i tete dann der Schiedsspruch auf 8,3 
| Prozent, was von der IG Druck und 

Papier ebenfalls zurückgewiesen wur-
de. Statt dessen bekräftigte die Ta-
rifkommission unverändert ihre For-
derungen nach 12 Prozent. Als am 
6. Februar das Oberste Schlichtungs-
amt zusammentreten sollte, erklärten 
sich die Unternehmer zu neuen Ver-

Rückwirkend vom 1. Februar 1970 an 
steigt der Tariflohn für die 175 000 
Arbeiter in der Druckindustrie um 
9,45 Prozent. Beim Wochenlohn soll 
dieser Satz in der Praxis jedoch aui 
9,5 und beim Stundenlohn auf 9,6 Pro-
zent aufgebessert werden. Außerdem 
erreichte die IG Druck und Papier in 
den unteren Lohngruppen Strukturver-
besserungen, die insgesamt 1,2 Pro-

ökonomische Expansion zu garantie-
ren, soll nach dem Entwurf des Bun-
deshaushaltes ein Teil der Ausgaben, 
vor allem für die dringenden Gemein-
schaftsaufgaben, stillgelegt werden, 
damit sie bei einer Konjunkturdämp- 
fung, wie 1967/68, den Unternehmern 
als Investitionsspritzen zur Verfü-
gung stehen können.

Wirtschaftsbericht und Bundeshaushalt 
mit seinen Prioritäten für das Kon-
zernkapital bestätigen erneut, daß es 
notwendig ist, diese unverbindliche 
„Globalsteuerung" durch eine demo-
kratische Wirtschaftsplanung zu er-
setzen. Pet.
10



ÖTV: Pflicht zum Sparen

100 DM

11

„Die untersten Einkommen 
erhalten am wenigsten“

■ Bei Krankheit über sechs Wochen 
hinaus soll dem Angestellten, statt 
der üblichen 90 Prozent, der volle 
Nettoverdienst weitergezahlt werden.

Tarifpolitischer Vorstoß 
der IG Metall

Wird nicht auch mit diesem Verfah-
ren die aktive Lohnpolitik der Ge-
werkschaften in ein ungewisses Fahr-
wasser abgetrieben? Noch (und bei 
der jüngsten Entwicklung erst recht) 

'müssen Arbeiter und Angestellte um 
den gerechten Lohnanteil kämpfen 
und nicht um „Vermögen“, das doch 
keines ist. K. R., Frankiurt/M.

■ Je nach persönlicher Leistung sol-
len Angestellte einen Rechtsanspruch 
auf Leistungszulagen erhalten, die im 
Durchschnitt einer Gehaltsgruppe min-
destens 10 Prozent der tariflichen 
Gehaltssumme betragen müssen.

ffl Jeder Angestellte soll Anspruch 
auf Bildungsurlaub bis zu zwei Wochen 
jährlich erhalten.

■ Die Wegezeit zur und von der 
Arbeit soll als Arbeitszeit gelten und 
entsprechend bezahlt werden.

Dienst" getan zu haben, wie es in 
einem Flugblatt der ÖTV heißt, geht 
doch wohl erheblich an den Realitäten 
vorbei. - eg -

In der bayerischen Metallindustrie ist 
für die Angestellten Ende Januar beim 
Manteltarifvertrag ein tarifloser Zu-
stand eingetreten. Obgleich die IG Me-
tall fast zwei Jahre lang versucht hat, 
rechtzeitig zu einem neuen Mantel-
tarifvertrag zu kommen, ist dieses 
Bemühen an der hartnäckigen Haltung 
der bayerischen Metallindustriellen 
gescheitert. Die IG Metall hat u. a. 
folgende Forderungen gestellt, die 
zum Teil in tarifpolitisches Neuland 
zielen:

die kleinsten Lohn- und Gehaltsemp-
fänger zum langjährigen Verzicht auf 
den verdienten Lohn durch risiko-
reiches Zwangssparen zwingt?

■Daß gerade die kleinen Lohn- und 
Gehaltsbezieher am härtesten von den 
Teuerungsmaßnahmen betroffen wer-
den, weiß jeder. Deswegen benöti-
gen diese Kolleginnen und Kollegen 
die 100 DM mehr im Monat voll auf 
die Hand. Hinzu kommt noch, daß 
diese Kollegen, wenn sie wenigstens 
auf die steuerbegünstigten 312 DM 
kommen wollen, noch 13 DM monat-
lich hinzuzahlen müssen, um dann ins-
gesamt sechs Jahre auf die Auszah-
lung ihres zwangsgesparten Lohnes 
zu warten. Dabei weiß heute keiner, 
wann die Preis- und Teuerungswelle 
zum Stillstand kommt und welchen 
realen Kaufwert unser Geld im Jahre 
1976 überhaupt besitzt. Man muß 
also fragen, mit welchem Recht man

Die sogenannte „vermögenswirksa-
me" Anlage eines Teils der letzten 
Lohn- und Gehaltserhöhungen im 
öffentlichen Dienst scheint bei den 
betroffenen Arbeitern und Angestell-
ten nicht gerade auf Gegenliebe ge-
stoßen zu sein. Wie sie darüber den-
ken, drückt der folgende Brief aus, 
der uns zu diesem Thema erreichte:

Unmittelbar nach den Streiks began-
nen die Verhandlungen auf Grund 
der von der Großen Tarifkommission 
nun konkretisierten Forderungen. Die-
se Forderungen waren Anlaß harter 
Verhandlungen, die durch die Drohung 
mit einer Urabstimmung durch den 
Vorstand der ÖTV von Gewerk-
schaftsseite her den nötigen Druck be-
kamen. Der Widerstand, besonders 
des Innenministers Genscher, richtete 
sich vornehmlich gegen die Forderung, 
auch die unteren Lohngruppen um 
mindestens 100 DM im Monat anzu-
heben.

Der Lohnkampf begann mit der Auf-
forderung des ÖTV-Hauptvorstandes 
an die Vertragspartner — Bund, Län-
der und Gemeinden —, sofort in Tarif-
verhandlungen einzutreten, ungeachtet 
dessen, daß die bestehenden Verträge 
bis zum 31. Dezember 1969 abgeschlos-
sen seien. Bekanntlich hat der dama-
lige Innenminister Benda, gestützt 
durch die Regierung der Großen Koa-
lition, sich nicht bereit erklärt, Ver-
handlungen aufzunehmen.

Ohne die 13 DM, die den betroffenen 
Arbeitern und Angestellten nicht aus-
gezahlt werden, erhallen gerade 
die einkommensschwächeren unteren 
Lohn- und Gehaltsgruppen teilweise 
nur 87,89 DM Zulage im Monat. Dar-
an ändert auch nichts die Feststel-
lung, daß die Erhöhung der Tabellen-
löhne zwischen 14,5 Prozent in der 
untersten und 11,5 Prozent in der 
höchsten Lohngruppe beträgt. Tatsache 
bleibt, daß die am 4. 12. 1969 heraus-
gestellte Minimalforderung: 100 DM 
als unterste Grenze für alle ohne An-
rechnung als „vermögenswirksame“ 
Leistungen — nicht erfüllt wurde.

Daß Standhaftigkeit eine wichtige 
Voraussetzung für den Erfolg in 
einem Lohnkampf ist, hat die Gewerk-
schaft ÖTV bewiesen. Nach harten 
Verhandlungen konnte sie einen 
neuen Tarifvertrag abschließen, der, 
bis auf einen Schönheitsfehler, den 
Forderungen der Großen Tarifkommis-
sion entspricht.

Die Hartnäckigkeit der ÖTV hatte 
aber dann doch den gewünschten Er-
folg. Der neue Tarifvertrag sieht nun 
für die Arbeiter eine Lohnerhöhung 
von 11,5 bis 14,5 Prozent vor und für 
die Angestellten Gehaltserhöhungen 
von 8,3 bis 12,7 Prozent; gefordert 
wurden anfänglich 14 bis 23 Prozent. 
Arbeiter und Angestellte, deren Mo-
natseinkommen 1000 DM nicht über-
schreiten, müssen 13 DM monatlich 
„vermögenswirksam" sparen. Bei 13 
DM pro Monat von vermögenswirk-
samen Leistungen zu sprechen, ist ein 
schlechter Witz, zumal diese 13 DM 
nicht zusätzlich neben den von der 
ÖTV so eisern geforderten 
gezahlt werden.

Was ist nun mit diesen 13 DM, die 
der Arbeitgeber monatlich auf ein 
Bankkonto des Arbeiters und Ange-
stellten mit monatlich bis 1000 DM 
Einkommen einzahlt? Es ist eine Irre-
führung der Kollegen, von „vermö-
genswirksam“ und „Vermögensanlage“ 
zu sprechen. Handelt es sich doch um 
einen den betroffenen Kollegen vor-
enthaltenen Lohnanteil der 100 DM, 
die man als Mindesterhöhung zum 
Ausgleich der stark erhöhten Lebens-
haltungskosten bereits in den Monaten 
Oktober bis Dezember 1969 gewährte 
und den höheren Lohn- und Gehalts-
gruppen auch ab 1. Januar 1970 zu-
billigt.

Im ganzen gesehen ist der Tarifab-
schluß der ÖTV ein Erfolg für die Ge-
werkschaft. Aber die Behauptung, mit 
diesen 13 DM einen „ersten Schritt zur 
Vermögensbildung im öffentlichen

Daraufhin legten in verschiedenen 
Großstädten der Bundesrepublik die 
Arbeiter der Müllabfuhr die Arbeit 
nieder. Obwohl die Streiks im öffent-
lichen Dienst nicht den Umfang der 
September-Streiks in der Stahlindu-
strie und im Bergbau erreichten, ver-
fehlten sie ihre Wirkung auf die Ver-
treter der „öffentlichen Hand" nicht.

Kein Verständnis haben die Kollegen 
dafür, daß ihre Gewerkschaft ÖTV 
bei Würdigung dieser Sachlage die 
13 DM monatliches Zwangssparen als 
„vermögenswirksame' Arbeitgeber-
leistung herausslellt. Erkennen die 
maßgeblichen Funktionäre der Ge-
werkschaft nicht die Gefahr, daß bei 
zukünftigen Lohnbewegungen die Ar-
beitgeber mit gleicher Methode fällig 
werdende Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen in auszuzahlende und festzule-
gende Geldleistungen aufspalten 
können? Wird nicht auch mit dieser 
Methode der dem Arbeiter zustehende 
Lohn in ein System indirekter Finan-
zierungsvorteile für die Unternehmer 
umiunklioniert?

S Angestellte, die der gesetzlichen 
Krankenversicherungspflicht nicht un-
terliegen, sollen die Hälfte ihrer 
Krankenversicherungsbeiträge vom 
Unternehmer erstattet bekommen.
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Zur betriebsnahen Tarifpolitik

■'S
Die Konferenz für Vertrauensleute und Betriebsratsmitglieder der IG Metall, 
die im Oktober 1969 in Braunschweig stattfand, hat sich kritisch zur Lohnpolitik 
ihres Hauplvorstandes geäußert. Ärgernis verursachte besonders die in der 
letzten Zeit vom Hauptvorstand geübte Praxis, die Mitglieder von der Mit-
wirkung bei der Schaffung neuer Tarifverträge auszuschließen oder ihre Mit-
wirkung doch über Gebühr einzuschränken. Eine Tatsache, die im Widerspruch 
steht zu der vielberufenen „aktiven Lohnpolitik", die doch nur bedeuten kann, 
die Gewerkschaftsmitglieder für den Kampf um gute Tarifverträge zu aktivie-
ren. In einer Entschließung forderten die Vertrauensleute und Betriebsräte in 
Braunschweig mit Recht, „die gesamte Mitgliedschaft in die Tarifbewegung 
einzubeziehen und nicht auszuschalten ..."

Mittel und Wege zu ihrer Verwirklichung
Gewerkschaften selbst bestimmen Mindesteinkommen

Die Unternehmer sind oft bereit, auf 
betrieblicher Ebene höhere Löhne und
12
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Wirklichkeit ist die Aufnahme soge-
nannter öffnungsklauseln in die be-
zirklichen oder zentralen Tarifver-
träge. Mit Hilfe der Öffnungsklausel 
könnten Zusatzverträge in den Betrie-
ben abgeschlossen werden, in denen 
zwischen Betriebsleitung und Gewerk-
schaft betriebliche Löhne und Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, — 
vor allem in Großunternehmen mit 
hoher Produktivität, die nicht mög-
lich ist ohne eine höhere Arbeits-
intensität und Arbeitsleistung der Ar-
beiter und Angestellten.

Ein weiterer Punkt der oft sehr kriti-
schen Diskussion war die Laufzeit der 
Tarifverträge sowie die Forderung 
nach einer betriebsnahen Tarifpolitik 
mit dem Ziel, die zum Teil erhebli-
chen Unterschiede zwischen den Effek-
tivlöhnen und den Tariflöhnen aus-
zugleichen. Diese tarifpolitischen Vor-
stellungen sind nicht neu; sie werden 
schon seit Jahren diskutiert und ihre 
Verwirklichung wird immer wieder 
gefordert. Die Berechtigung dieser 
Forderung besteht ohne Zweifel.

Gegenüber einer solchen Situation 
dürfen sich die Gewerkschaften nicht 
teilnahmslos verhalten, sie müssen 
vielmehr nach Möglichkeiten suchen, 
die effektiven Lohn- und Arbeits-
bedingungen tariflich zu erfassen, um 
so die Unternehmer daran zu hindern, 
durch eine betriebliche Lohnpolitik 
die gewerkschaftliche Lohn- und Ta-
rifpolitik zu durchlöchern. Eine Mög-
lichkeit, Übereinstimmung herzustel-
len zwischen den Lohn- und Mantel-
tarifverträgen und der betrieblichen

Ob allerdings die auf der Konferenz 
in Braunschweig von den Teilneh-
mern vorgeschlagene Aufnahme von 
Gleitklauseln richtig ist, die bei lang-
fristigen Verträgen eine automatische 
Erhöhung des Lohnes vorsehen, wenn 
das Preisniveau um bestimmte Pro-
zente ansteigt, ist außerordentlich 
fraglich. Nicht zuletzt darum, weil 
Preissteigerungen sehr schwer exakt 
festzustellen sind, denn sie werden 
amtlicherseits meistens manipuliert. 
Richtiger ist, auf kurze Laufzeiten der 
Tarifverträge zu drängen und keinen 
Tarifvertrag mit einer Laufzeit über 
ein Jahr hinaus abzuschließen. Da-
bei muß darauf geachtet werden, daß 
die Kündigungsfrist nicht in Zeiten 
der jährlichen saisonalen Abschwungs-
phasen fällt.

Die betriebsnahe Tarifpolitik kann 
aber nur dann erfolgreich sein, wenn 
die Gewerkschaft im Betrieb stark ist, 
wenn gute gewerkschaftspolitisch ge-
schulte Vertrauensleute vorhanden 
sind und im Betrieb die Gewerkschaft 
für alle sichtbar und gegenwärtig ist. 
Mit der betriebsnahen Tarifpolitik 
rückt die Gewerkschaft näher an den 
Betrieb, und den Arbeitern und An-
gestellten wird der Zusammenhang 
zwischen den Erfolgen und der Not-
wendigkeit starker Gewerkschaften 
deutlich. Der gewerkschaftspolitische 
Erfolg betriebsnaher Tarifpolitik 
kommt darin zum Ausdruck, daß die 
Arbeiter und Angestellten verstehen 
lernen: die Verbesserung ihrer Le-
benslage ist von der Stärke der Ge-
werkschaften im Betrieb anhängig. 
Die Gewerkschaften werden damit 
wieder soviel Anziehungskraft be-
kommen, wie nötig ist, die Organi-
sation auch mitgliedermäßig zu stär-
ken.

£
■’S.

Im einzelnen können über betrieb-
liche Zusatzverträge neben den Löh-
nen und Gehältern Weihnachtsgeld, 
Altersrente, Akkord- und Vorgabe-
zeiten, Fließbandbesetzung und Fließ-
bandgeschwindigkeit u. ä. im Tarif-
vertrag festgelegt und damit der Will-
kür des Unternehmers entzogen wer-
den. In diesem Fall wird im Betrieb 
die Gewerkschaft Tarifkontrahent des 
Unternehmers und die Laufzeit des 
betrieblichen Zusatzvertrages ist mit 
der des regionalen Tarifvertrages 
identisch.

bessere Arbeitsbedingungen, als sie 
in Tarifverträgen vereinbart wurden, 
den Arbeitern und Angestellten zuzu-
gestehen. Aber sie weigern sich aus 
durchsichtigen Gründen, diese Zuge-
ständnisse in einem Tarifvertrag mit 
den Gewerkschaften abzusichem. Sie 
wollen vielmehr die über den Tarifver-
trag hinaus vereinbarten Löhne und 
Arbeitsbedingungen dem Einfluß der 
Gewerkschaften entziehen. Ohne die 
tarifliche Absicherung ihrer sogenann-
ten „freiwilligen" Sozialleistungen, be-
halten sie sich das Recht vor, bei 
einer Verschlechterung der konjunk-
turellen Situation Löhne und Sozial-
leistungen bis auf die tarifvertrag-
lichen Verpflichtungen abzubauen, 
was bei tariflich gesicherten Löhnen 
und Arbeitsbedingungen nicht mög-
lich wäre.

Gewerkschaftspolitisch außerordent-
lich problematisch sind Werktarife, die 
von einigen Betriebsratsvorsitzenden 
verschiedentlich mit in die Diskussion 
gezogen werden. Werkstarife werden 
selbständig neben den regionalen 
Tarifverträgen abgeschlossen. Das 
muß zu einer Atomisierung der Tarif-
politik führen mit all den gefährlichen 
Folgen, die sich daraus für die ge-
werkschaftliche Lohnsolidarität, und 
damit für die Schlagkraft der Gewerk-
schaften ergeben würden. Werks-
tarife würden vor allem in den Groß-
betrieben abgeschlossen und die Be-
triebskollegen in den Klein- und Mit-
telbetrieben blieben dann, allein auf 
sich gestellt, der Unternehmerfront 
ausgeliefert. Werkstarife können da-
her niemals das Ziel einer gewerk-
schaftlichen Lohnpolitik sein. Sie sind 
ebensowenig wie zwischen Betrieb

Die Notwendigkeit betriebsnaher 
Tarifpolitik ergibt sich aus der Tat-
sache, daß die bezirklichen Tarifver-
träge und mehr noch die zentralen 
Tarifvereinbarungen den betrieblichen 
Wirklichkeiten immer weniger ge-
recht werden. Das zeigt sich vor allem 
in der zum Teil erheblichen Kluft 
zwischen den tariflich abgesicherten 
Löhnen und tatsächlich gezahlten 
Effektivlöhnen. Man geht kaum fehl 
in der Annahme, daß beispielsweise 
in der Metallindustrie die Effektiv-
verdienste um 25 bis 35 Prozent 
höher liegen als die Tariflöhne. Sie 
sind aber, ebenso wie die betrieb-
lichen Arbeitsbedingungen und So-
zialleistungen, bestenfalls durch Be-
triebsvereinbarungen fixiert, nicht 
aber tarifvertraglich abgesichert.

Die Arbeiter und Angestellten in den 
Betrieben haben diese Praxis in den 
Jahren der Rezession 1966/67 hin-
reichend kennengelernt. Die Unter-
nehmer verfolgen dabei zweifellos 
auch die Absicht, den Eindruck in der 
Belegschaft zu wecken, als brauche 
man keine Gewerkschaften, um ange-
messene Löhne zu erreichen, denn 
sie zahlen ja mehr als der Tarifver-
trag vorsieht. Jedem Einsichtigen muß 
aber klar sein, daß auch die im Be-
trieb zusätzlich gezahlten Löhne ohne 
eine gewerkschaftliche Lohnpolitik 
von den Unternehmern niemals zu-
gestanden worden wären. Ihre tarif-
liche Lohnpolitik soll dazu dienen, 
einen Keil zwischen Gewerkschaften 
und Belegschaften zu treiben und die 
Lohnpolitik der Gewerksdiaften vor 
den Gewerkschaftsmitgliedern frag-
lich erscheinen lassen.



Nachholbedarf angemeldet
Forderungen von 900000 Textil- und Bekleidungsarbeitern
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Tarifgespräche im Bank- 
und Versicherungsgewerbe

Im Bauhauptgewerbe sind fast 1,3 Mil-
lionen Arbeiter und Angestellte be-
schäftigt, dazu kommen rund 700 000 
im Ausbaugewerbe und verwandten 
Berufen. Vor allem wird von diesen 
2 Millionen Arbeitern und Angestell-
ten der Bauwirtschaft eine kräftige 
Lohn- und Gehaltssteigerung und die 
Bezahlung der enorm hohen Ausfall-
zeiten durch Schlechtwetter erwartet.

Erstes Lohngespräch 
im Baugewerbe

Leitsätze der DAG 
zur Tarifpolitik

Allerdings hat die Gewerkschaft einen 
„Nachholbedarf" für 1969 von zusätz-
lich 4 Prozent oder 15 Pfennig rück-
wirkend ab 1. Januar 1970 angemel-
det. Diese zusätzliche Forderung nach 
entsprechender Erhöhung der Löhne 
und Gehälter sei deshalb erhoben 
worden, sagte Buschmann, weil den

Damit würde die Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung weit unter dem vom DGB 
für unbedingt notwendig gehaltenen 
Mindestsatz von 12,5 Prozent Lohn- 
und Gehaltserhöhungen bleiben. Denn 
ausdrücklich räumte der Gewerk-
schaftsvorsitzende Buschmann ein, die 
Unternehmer könnten auf die ange-
strebten 10 Prozent regionale Ver-
besserungen der uneinheitlichen Ur- 
laubsregclung und die Verkürzung 
der Arbeitszeit von 41 auf 40 Wochen-
stunden, die schon früher ausgehan-
delt worden war, anrechnen.

Die Gewerkschaft Textil-Bekleidung 
hat Mitte Januar 1970 die fristgerech-
te Kündigung der Lohn- und Gehalts-
tarifverträge für die rund 900 000 Tex-
til- und Bekleidungsarbeiter angekün-
digt. Die meisten der regionalen Lohn- 
und Gehaltsverträge sind zum 30. 
April kündbar. Gleichzeitig teilte der 
Gewerkschaftsvorstand mit, die Ge-
samtforderung werde sich auf 10 Pro-
zent oder 45 Pfennig pro Stunde be-
laufen. In diesem Rahmen soll für 
1970 eine Verbesserung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen durchgesetzl 
werden.

und Betriebsrat abgeschlossene Ver-
einbarungen ein geeignetes Mittel 
betriebsnaher Tarifpolitik.

Trotz der erstaunlich bescheidenen 
Forderungen der Gewerkschaft Tex-
til-Bekleidung muß mit harten Tarif-
auseinandersetzungen gerechnet wer-
den. Die Unternehmerverbände haben 
Ende Januar in dieser Richtung be-
reits Stimmung gemacht und ange-
kündigt, daß „schwierige Auseinan-
dersetzungen" zu erwarten seien. Sie 
verweisen auf die Belastungen aus 
dem Lohnfortzahlungsgesetz, den Bei-
trägen zur Sozialversicherung und der 
schon früher vereinbarten Arbeitszeit-
verkürzung.

Ferner will die Gewerkschaft die im 
Bankgewerbe üblichen Gratifikationen 
(Urlaubs- und Weihnachtsgeld) tarif-
vertraglich sichern, ab 1970 durch 
Nichtanrechnung der freien Samstage

Darum wird es für die Beschäftigten 
in der Textil- und Bekleidungsindu-
strie wichtig sein, sich rechtzeitig für 
den Tarifkonflikt zu wappnen. In den 
September-Streiks des vergangenen 
Jahres haben auch einige Belegschaf-
ten von Textilbetrieben in Westfalen 
und Bayern betriebliche Verbesse-
rungen durchgesetzt. Sie haben damit 
den Weg gezeigt, den die Gewerk-
schaft Textil-Bekleidung notfalls wird 
gehen müssen, um die Interessen ihrer 
Mitglieder erfolgreich zu vertreten.

K. K
Am 6. Februar sind Vertreter der IG 
Bau-Steine-Erden und der zuständigen 
Unternehmerverbände zu einem ersten 
Gespräch über die wirtschaftliche und 
soziale Situation im Baugewerbe zu-
sammengekommen. Wie verlautet, 
wurde insbesondere auch die Frage 
erörtert, wie der zunehmenden Ab-
wanderung von Arbeitskräften aus 
dem Baugewerbe, das eine Folge der 
schlechten Arbeitsbedingungen ist, be-
gegnet werden kann. Die nächste Zu-
sammenkunft von Vertretern der Ta-
rifparteien ist für den 26. und 27. Fe-
bruar in München vereinbart worden.

Zum 31. März will die Gewerkschaft 
auch die Gehaltsverträge für die 
175 000 Versicherungsangestellten 
kündigen. Es sind ähnliche Forderun-
gen wie im Bankwesen vorgesehen. 
Uber die prozentuale Höhe ihrer For-
derungen will die Gewerkschaft HBV 
in beiden Bereichen erst unmittelbar 
vor Annahme der Verhandlungen ent-
scheiden. Für das Versicherungswe-
sen wollen die Tarifparteien am 18. 
März zu einem ersten Gespräch zu-
sammenkommen.

Zum Schluß noch eine Bemerkung zu 
den Forderungen einiger Betriebsrats-
mitglieder auf der Vertrauensleute-
konferenz in Braunschweig: Von ei-
nem Betriebsrat eines großen Auto-
mobilkonzerns wurde ein garantier-
tes Mindesteinkommen gefordert. Die-
se Forderung ist darum unverständ-
lich, weil nach dem Tarifvertragsgesetz 
Tariflöhne unabdingbar, also Mindest-
löhne sind. Jede andere Feststellung 
von Mindesteinkommen müßte die 
Tarifhoheit der Gewerkschaften in 
Frage stellen. Lohnfragen sind Macht-
fragen. Eine andere Möglichkeit, ein 
ausreichendes Mindesteinkommen zu 
garantieren, als durch den Kampf der 
Gewerkschaften für gute und aus-
reichende Tarifverträge, gibt es nicht.

H. S.

Beschäftigten in der Textil- und Be-
kleidungswirtschaft nach den Septem-
ber-Streiks 1969 als einzige Gruppe 
keine vorgezogenen oder zusätzlichen 
Lohnerhöhungen gewährt wurden. 
Buschmann sagte auch, neue Tarif-
verträge sollten nicht mehr mit einet 
festen Laufzeit vereinbart werden, 
damit sie, wenn es die Lage erfor-
dere, umgehend gekündigt werden 
können. Es habe sich gezeigt, daß die 
Textilunternehmer während einer le- 
sten Laufzeit nicht zu Lohn- und Ge-
haltsverhandlungen bereit sind.

den Erholungsurlaub verbessern und 
einen Bildungsurlaub einzuführen. Die 
ersten Tarifgespräche sind für den 
23. Februar 1970 in Düsseldorf vor-
gesehen.

Die Deutsche Angestelltengewerk-
schaft fordert für das Jahr 1970 Ge-
haltserhöhungen zwischen 9,5 und 12,5 
Prozent. In tarifpolitischen Leitsätzen 
für das laufende Jahr, die Mitte Ja-
nuar in Hamburg veröffentlicht wur-
den, gibt der Bundesvorstand der 
DAG den Tarifkommissionen der Ge-
werkschaft eine entsprechende Emp-
fehlung. Die Laufzeit der Gehalts-
tarifverträge soll 12 Monate nicht 
überschreiten und vorzeitig beendet 
werden können, wenn der Index der 
Lebenshaltungskosten mehr als 3 Pro-
zent steigt. Neben Gehaltserhöhungen 
strebt die DAG in diesem Jahr die 
Verlängerung des Erholungsurlaubs 
für Angestellte unter 30 Jahren auf 
vier Wochen, über 30 Jahre auf fünf 
Wochen und über 45 Jahre auf sechs 
Wochen an.

Fristgerecht zum 28. Februar 1970 hat 
die Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen die Gehaltstarife für 
die rund 220 000 Bankangestellten in 
der Bundesrepublik und in West-Ber-
lin gekündigt. Neben linearen Ge-
haltserhöhungen und Verbesserungen 
der Tarifstruktur fordert die Gewerk-
schaft HBV den Wegfall der Orts-
klassenabschläge, die Fortzahlung des 
Unternehmeranteils für freiwillig 
Krankenversicherte und zusätzliche 
Leistungen zur Sparförderung nach 
dem 312-DM-Gesetz für alle Bank-
angestellten.



IG Metall: Sich selbst bestraft

der IG Metall, der diese Maßnahmen
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gegen den Maßrege-

•

NACHRICHTEN 
für den aktiven 
Gewerkschafter

7

Offensichtlich hat der Vorstand der 
IG Metall auch mit dieser abgemilder-
ten Entscheidung einen großen Fehler 
begangen, der zwangsläufig die Frage 
nach dem Selbstverständnis der IG 
Metall aufwerfen muß: Soll der Aus-
höhlung der Organisationsdemokratie, 
die in einer umfangreichen öffentlichen 
Erklärung eines der beiden unter Pro-
test zurückgetretenen Beisitzer, des 
Kollegen Aleko Karaberis, nachge-
wiesen wurde, ausdrücklich gutgehei-
ßen werden? Und ist die „Bestrafung"

fahren als Angeschuldigte beteiligt 
sind, haben sich trotz aller Gegensätze 
immer wieder für die IG Metall aus-
gesprochen und billigen nicht, wenn 
Mitglieder wegen der Vorgänge ihren 
Austritt erklärenl"

£

■
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Gewerkschaft 
könnte allein 
tung sein.

Damit war nicht nur das Ansehen der 
Gewerkschaft gerettet, sondern auch 
allen klargeworden, daß sich der Zorn 
der Belegschaft nicht gegen die Ge-
werkschaft, sondern lediglich gegen 
einige ihrer Funktionäre richtete, die 
nicht die gewerkschaftliche Aufgabe 
erfüllten, nämlich die Interessen der 
Arbeiter und Angestellten zu vertre-
ten. Die Bremer Ortsverwaltung der 
IG Metall begriff die neue Lage bei 
Klöckner richtig und bescheinigte den 
über die Listen Schütter/Muller/Röpke 
und Bär/Zöllich gewählten Kollegen, 
gute Gewerkschafter zu sein. Sogar 
der Vorstand der IG Metall hatte sich 
seinerzeit dafür eingesetzt, die Ange-
legenheit Klöckner-Bremen ohne einen 
großen Knall zu bereinigen.

Die Empfehlung an den Vorstand der 
IG Metall sah drei Ausschlüsse, vier 
Funktionsverbote und im übrigen Rü-
gen vor. Der Vorstand schloß aber nur 
den Parteilosen Schütter aus und aüf- 
erlegte den Sozialdemokraten Bär und 
Zöllich, auf deren Liste zehn Sozial-
demokraten kandidiert hatten, Funk- 
tions- und Versammlungsverbol.

Die 42 haben 
lungsbeschluß Revision eingelegt. Der 
Vorstand der IG Metall sollte diese 
Chance nutzen, seinen Fehler zu kor-
rigieren. Ob das Bemühen der bürger-
lichen Justiz gegen die Gewerkschaft, 
wie es von Bonno Schütter beabsich-
tigt sein soll, der richtige Weg zur 
Gerechtigkeit ist, muß indessen stark 
bezweifelt werden. G. S.

Fragwürdige Maßregelung von Gewerkschaftsmitgliedern 
„Bannstrahl“ gegen Klöckner/Bremen trifft die Aktivisten

s ä | '

derjenigen Gewerkschafter, die das 
Ansehen der IG Metall auf der Klöck-
ner-Hütte retten wollten und die sich 
gegen zunehmende Prolestaustrilte 
aus der Gewerkschaft wenden, zu-
gleich als Identifizierung mit jenen 
Funktionären zu verstehen, die die IG 
Metall auf der Klöckner-Hütte in Ver-
ruf zu bringen drohten und damit die 
Initiative der 42 auslösten? Es ist 
fraglich, ob sich Zugkraft und Schlag-
kraft der IG Metall auf diese Weise 
verbessern lassen. Solche Schüsse vor 
den Bug der Falschen gehen nicht sel-
ten nach hinten los.

Der Bezirksvorstand der DKP Bremen/ 
Niedersachsen-Nordwest hat die IG 
Metall wissen lassen, daß er in der 
Durchführung des Disziplinarverfah-
rens eine Schädigung der Gewerk-
schaft selbst erblickt. Der mit Funk-
tionsverbot belegte Sozialdemokrat 
Bär sagte: „Ohne uns wäre die IG 
Metall bei Klöckner schon lange völlig 
unten durch!" Selbst die Ortsverwal-
tung Bremen der IG Metall sah sich 
noch am 7. Januar zu der Feststellung 
genötigt: „Auch die am Ordnungsver-

So sah es eine Zeitlang so aus, als 
würden die gegen die Verteidiger der 
guten IG-Metall-Tradition noch vor 
der Betriebsratswahl angestrengten 
Disziplinarmaßnahmen halbwegs im 
Sande verlaufen. Das erste Verfahren 
im Sommer blieb ohne Ergebnis. Aber 
dann kamen die spontanen September-
streiks, an denen auch die Klöckner- 
Hütte in Bremen, ebenso wie andere 
Klöckner-Betriebe, teilnahm und die
14

Bremer kämpften besonders standhaft 
um ihre Forderungen und setzten 
einen Großteil davon durch. Otto 
Brenner, schon lange nicht mehr so 
gut wie sein einstiger Ruf, kritisierte 
namentlich die Bremer Klöckner-Ge-
werkschafter wegen ihres konsequen-
ten Kampfes.

Mit dem Ausschluß des stellvertretenden Betriebsratsvorsitzenden der Klöck-
ner-Hütte Bremen, Bonno Schütter, und Disziplinarmaßnahmen gegen 31 wei-
tere Mitglieder und Funktionäre der IG Metall endete am 17. Januar 1970 ein 
Verfahren der Gewerkschaft, das sich gegen insgesamt 42 Gewerkschafter in 
diesem Bremer Großbetrieb richtete. Die Betriebsratsmitglieder Heinz Bär und 
Karl Zöllich erhielten für drei Jahre Funktionsverbot und dürfen keine Ge-
werkschaftsveranstaltungen besuchen. Die übrigen Klöckner-Gewerkschafter 
wurden gerügt. Was hat den Vorstand 
sanktionierte, dazu veranlaßt?

Daß gerade die 42 Gemaßregelten 
gute Gewerkschafter sind, beweist 
nicht nur die Tatsache, daß ihre Listen 
bei der Betriebsratswahl am erfolg-
reichsten waren; die Belegschaft steht 
auch nach dem September-Streik und 
trotz verschiedener Spaltungsversuche 
geschlossen hinter ihrem neuen, aus 
Mitgliedern der drei Listen gebildeten 
und von dem Kommunisten Heinz 
Röpke geleiteten Betriebsrat. Es liegt 
auf der Hand, daß die Maßregelungen 
nicht der Belegschaft und nicht der 

dienen. Nutznießer 
die Unternehmenslel-

1m Frühjahr 1969 hatten einige von 
der IG-Metall-Ortsverwaltung und 
namentlich von der Bremer SPD ge-
stützte Funktionäre der IG Metall in 
der Klöckner-Hütte moralisch und po-
litisch derart abgewirtschaftet, daß 
sie für die Gewerkschaft eine große 
Belastung darstellten. Wir meinen Ar-
beitsdirektor Düßmann und den da-
maligen Betriebsratsvorsitzenden 
Prott, denen die Wünsche der Unter-
nehmensleitung offenbar mehr bedeu-
teten als die der Belegschaft. So kam 
es bei der Betriebsratswahl im Mai 
1969 zur Aufstellung von drei Listen 
mit IG-Metall-Gewerkschaftern Da 
auf der offiziellen Liste wiederum 
Heinrich Prott kandidieren durfte, 
reichten 42 weitere Metall-Milglieder 
zwei neue Kandidatenlisten ein. Daß 
sie in Übereinstimmung mit der Mehr-
heit der Belegschaft von 5600 Mann 
handelten, bestätigte das Wahlergeb-
nis: Die offizielle Liste der IG Metall 
blieb in der Minderheit; die große 
Mehrheit der Belegschaft wählte die 
Kandidaten der beiden anderen Me-
taller-Listen.

Das im Sommer 1969 unter Vorsitz des 
ehemaligen geschäftsführenden Vor-
standsmitgliedes der IG Metall, Ernst 
Striefler, eröffnete Verfahren war an 
protokollarischen Unregelmäßigkeiten 
geplatzt. Dann war es still geworden. 
Aber nach dem September-Streik über-
nahm der Bezirksleiter der IG Metall 
Münster, Hans Janßen, den Vorsitz 
des Verfahrens und schlug eine schar-
fe Tour ein: Er lehnte die Weiterfüh-
rung des Verfahrens als Sammelver-
fahren mit gemeinsamer Teilnahme 
der 42 Beschuldigten und zwei Bei-
sitzern ab. Jeder sollte allein vor dem 
Untersuchungsausschuß erscheinen. 
Während die Satzung jedem Beschul-
digten zwei Beisitzer, also insgesamt 
84, zugesteht, wollte Janßen nur zwei 
Beisitzer für alle 42 Kollegen akzep-
tieren. Weil sich die Beschuldigten 
weigerten, auf ihr satzungsmäßiges 
Recht zu verzichten, ließ Janßen 
schließlich vom 5. bis 7. Januar 1970 
das Disziplinarverfahren ohne die An-
geschuldigten und ohne Beisitzer ab-
rollen.



Vertrag über Mitbestimmung

Gegen Spitzel am Krankenbett

Beispiele in Kiel und Hamburg zeigen neuen Weg 
Mit Tarifvertrag zur paritätischen Mitbestimmung

Seit Jahrzehnten haben die Unternehmer versucht, die Verwirklichung der von 
den Gewerkschaften geforderten Lohnfortzahlung für Arbeiter im Krankheits-
fall zu verhindern. Nachdem der Bundestag unter dem Drude der Gewerk-
schaften das Gesetz über die Lohnfortzahlung nicht mehr weiter hinausschie-
ben konnte, sind die Unternehmer bemüht, sich auf andere Weise so schadlos 
wie möglich zu halten.

den Arbeitnehmern in dieser Frage 
den Fehdehandschuh zuwirft, darf sich 
nicht wundern, wenn dies als üble 
Provokation aufgefaßt wird, die ent-
sprechende Reaktionen der Arbeitneh-
mer und ihrer Gewerkschaften nach 
sich zieht.“

Es gibt keine gesetzliche Grundlage 
für eine derart anmaßende Kontroll-
funktion der Unternehmer, ob sie nun 
durch eigene Kontrolleure oder Beauf-
tragte durchgeführt wird. Eine derart 
infame Bespitzelung der Arbeitneh-
mer verletzt eindeutig die Würde des 
Menschen und verstößt gegen die im 
Grundgesetz postulierten Grundrechte.

Unabhängig vom Inhalt dieser in Aus-
sicht genommenen Mitbestimmungs-
verträge, der von den Gewerkschaften 
nach ihren Vorstellungen ausgefüllt 
werden muß, zeigen diese Beispiele, 
daß der DGB und seine Gewerkschaf-
ten keineswegs auf den Gesetzgeber

chen in regionalen und Branchenberei-
chen schaffen — und dann mag der 
Gesetzgeber sie sanktionieren. Es 
hieße in der Frage der paritätischen 
Mitbestimmung auf der Stelle zu tre-
ten, wollten die Gewerkschaften ab-
warten, bis sich in Bonn eine politi-
sche Konstellation ergeben hat, die 
gewillt ist, die Arbeiter und Angestell-
ten zu ihrem demokratischen Recht zu 
verhelfen.

Eindeutig hat der Deutsche Gewerk-
schaftsbund die „Absichten einiger 
Arbeitgeber, im Zusammenhang mit 
dem Lohnfortzahlungsgesetz die be-
triebsinterne und betriebsexterne Kon-
trolle der Arbeitnehmer bei Arbeits-
unfähigkeit weiter auszudehnen und 
zu verschärfen", verurteilt. Die „Welt 
der Arbeit“ stellt dazu fest: „Wer

warten müssen, um die
Mitbestimmungskonzeption

Die Einführung der paritätischen Mit-
bestimmung in den genannten Ham-
burger Kommunalbetrieben — sollte 
nach den Bürgerschaftswahlen davon 
noch die Rede sein — sowie die be-
reits vollzogene Ausweitung der Mit-
bestimmung in Gewerkschaftsbetrie-
ben wie Bank für Gemeinwirtschaft 
und Neue Heimat beweist, daß sol-
chen tarifvertraglichen Regelungen 
grundsätzlich keine gesetzlichen Be-
stimmungen entgegenstehen. - ie -

Doch für die Unternehmer ist ein kran-
ker Arbeiter eben ein „krankfeiern-
der“ Arbeiter. Sie wollen an Stelle 
der weggefallenen vertrauensärztli-
chen Kontrollen ihre kranken Arbeiter 
durch betriebseigene bzw. private 
„Kontrolldienste" bespitzeln lassen. 
Schon gibt es ein gewerbsmäßiges 
Spitzelunternehmen in Frankfurt am 
Main, das sich „Allgemeiner Kranken-
kontrolldienst für Betriebe" (AKB) 
nennt und mehr als tausend Betrieben 
seinen schäbigen Dienst anbot.

Ohnehin war es schon vorher in vie-
len Großbetrieben üblich, kranke Ar-
beiter und Angestellte finanziell durch 
Kürzung des Weihnachtsgeldes oder 
der Jahresabschlußgratifikation für ihr 
Fehlen im Betrieb zu bestrafen. Nun-
mehr beunruhigt es die Unternehmer, 
daß mit der Lohnfortzahlung seit An-
fang dieses Jahres auch die bisheri-
gen routinemäßigen Kontrollen er-
krankter Arbeiter durch den verlrau- 
ensärztlichen Dienst nicht mehr statt-
finden. Diese Maßnahmen stützen sich 
auf die allgemeine Erfahrung, daß 
trotz des Arbeitgeberzuschusses zum 
Krankengeld der Krankenstand in den 
letzten Jahren nicht mehr steigt.

Für diese Vereinbarung hat sich, wie 
dazu verlautet, besonders der Kieler 
SPD-Kreisvorsitzende Luckardt mit 
dem Argument eingesetzt, solche 
kommunalen Tarifverträge könnten 
der neuen Bundesregierung in Sa-
chen Mitbestimmung „aus der Klem-
me" helfen. In einem Interview mit 
der „Frankfurter Rundschau" empfahl 
Luckardt auch anderen von der SPD 
regierten Städten, in den Kommunal-
betrieben ähnliche Verträge mit den 
Gewerkschaften abzuschließen.

Ähnliche Pläne sind Ende Januar nun 
auch in Hamburg bekanntgeworden, 
wo im März Bürgerschaftswahlen 
stattfinden. So ließ die Landesleitung 
der Sozialdemokratischen Partei ver-
lauten, sie strebe Betriebsvereinba-
rungen zur Erweiterung der Rechte 
der Betriebsräte in sämtlichen kom-
munalen Betrieben an. Darüber hin-
aus sei die Einführung der paritäti-
schen Mitbestimmung in vier kommu-
nalen Aktiengesellschaften vorgese-
hen: der Hamburger Hochbahn, den 
Hamburger Elektrizitätswerken, den 
Hamburger Gaswerken und der La-
gerhaus AG. Nach dem Muster der 
Montanmitbestimmung soll in den 
Vorständen die Funktion eines Ar- 
beits- und Personaldirektors geschaf-
fen werden.

in Bonn 
eigene 
verwirklichen zu können. Die Kieler 
und Hamburger Pläne weisen auf die 
Möglichkeit hin, einen umgekehrten 
Weg zu gehen: erst mit der Kraft der 
Organisation Mitbestimmungstatsa-

Darüber hinaus ist jeder Versuch der 
Unternehmer, durch wirtschaftlichen 
Druck die Arbeiter und Angestellten 
zum Arbeiten zu zwingen, obwohl sie 
krank sind, ein Vergehen an der 
Volksgesundheit. Wie schlecht es 
ohnehin mit dem Gesundheitszustand 
der Beschäftigten in der Bundesrepu-
blik aussieht, beweist das Ergebnis 
einer in Baden-Württemberg durch-
geführten Modelluntersuchung von 
Sozialversicherten im Alter von 16 bis 
60 Jahren. Die Auswertung ergab, 
daß von tausend Untersuchten durch-
schnittlich 15 in ein Krankenhaus ein-
gewiesen werden mußten, für 240 
eine fachärztliche Behandlung und für 
115 eine Kurbehandlung notwendig 
war. 400 mußten durch einen Arzt 
weiterbehandelt werden. Von tausend 
Arbeitnehmern waren also nur 210, 
etwas mehr als 20 Prozent, wirklich 
gesund. - pp -
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Zwischen der Bezirksverwaltung Nord-West der Gewerkschaft OTV und den 
Kommunalbetrieben „Versorgung und Verkehr Kiel GmbH" sowie den „Stadt-
werken Kiel AG" ist im Januar ein Tarifvertrag über die Gewährung von 
Mitbestimmungsrechten für den jeweiligen Betriebsrat vereinbart worden. Er 
muß erst noch durch die zuständigen parlamentarischen Vertretungen gebilligt 
werden und wird darum kaum vor dem Frühjahr wirksam werden.

Nach dem Vertrag dürfen den ge-
werkschaftlichen Vertrauensleuten aus 
ihrer Tätigkeit „keine Nachteile" er-
wachsen. Der Arbeitgeber kann Ar-
beiter oder Angestellte nur mit Zu-
stimmung des Betriebsrats einstellen, 
entlassen, ein- oder umgruppieren 
und versetzen. Zu den wirtschaftli-
chen Angelegenheiten, über die der 
Wirtschaftsausschuß zu unterrichten 
ist, gehören auch das Investitions-
programm, die finanzielle Lage des 
Unternehmens und Rationalisierungs-
vorhaben. Bei Änderungen im Be-
trieb, die „wesentliche Nachteile" für 
die Beschäftigten zur Folge haben, 
soll der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht bekommen, das sich auch 
auf die sozialen Auswirkungen er-
streckt.



Rentenversicherung stärken

Kriegsopfer enttäuscht
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Die Maßnahmen der mittelfristigen Finanzplanung 
müssen aufgehoben werden — Für soziale Reform

Regierung Brandt auch in der Sozial-
politik.

Einführung einer Mindestrente eine 
allgemeine Verbesserung der Renten-
berechnung vor.

I
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Schon im vergangenen Jahr betrug 
der Anteil der Bundeszuschüsse an 
den Ausgaben der Rentenversicherung 
nur noch 16 Prozent. In ihrem Ende 
1956 vorgelegten eigenen Gesetzent-
wurf zur Rentenreform trat die SPD — 
damals Oppositionspartei — dafür ein, 
den Anteil der Bundeszuschüsse an 
den Gesamtausgaben der Rentenver-
sicherung auf 40 Prozent festzulegen. 
Der 1956 vorgelegte Volksversiche-
rungsplan der SPD sah neben der

Die Einführung des Krankenversiche-
rungsbeitrages für Rentner wurde 
von der CDU/CSU mit der Wirtschafls- 
und Finanzkrise der Jahre 1966/67 
begründet. Obwohl diese Krise längst 
überwunden ist, haben die Vertreter 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion wü-
tende Attacken gegen die Aufhebung 
des unsozialen Rentnerbeitrages ge-
ritten und damit erneut ihre reaktio 
näre Haltung offenbart.

Der Krankenversicherungsbeitiag von 2 Prozent, den die Rentner bisher zahlen 
mußten, wird durch ein Änderungsgesetz rückwirkend ab 1. Januar 1970 wieder 
in Fortfall kommen. Damit wird die unsozialste Maßnahme rückgängig gemacht, 
die von der Regierung der Großen Koalition mit dem Finanzänderungsgesetz 
1967 den Rentnern aufgebürdet worden war. Angesichts der Tatsache, daß 
gegenwärtig besonders die Rentner von der Preiswelle hart betroffen und die 
Sozialrenten zum 1. Januar nur um 6,35 Prozent erhöht werden, wird mit der 
Streichung des Krankenkassenbeitrages an den Rentnern ein Akt sozialer 
Gerechtigkeit vollzogen.

Nun aber kann nichts darüber hinweg-
täuschen, daß auch die 2 Prozent, die 
den Rentnern verbleiben, bei den rapide 
steigenden Lebenshaltungskosten kei-
ne wesentliche Verbesserung ihrer 
sozialen Lage bedeuten. Den Kranken-
versicherungsbeitrag für Rentner auf-
zuheben, hat darüberhinaus Staat und 
Regierung nichts gekostet; der 2pro- 
zentige Abzug war bei den Renten-
versicherungsanstalten verblieben und 
nicht den Krankenkassen zugeflossen. 
Die Rentenversicherungsanstalten al-
lein sind also die Betroffenen.

Der Reichsbund fordert darin, die 
volle Grund- und Ausgleichsrente des

Die Kriegsopferverbände hatten eine 
Verbesserung aller Kriegsopferrenten 
um mindestens 20 Prozent und die An-
hebung der Witwenrenten auf 60 Pro-
zent der Rente eines erwerbsunfähi-
gen Kriegsbeschädigten gefordert. Mit 
der jetzt erfolgten Rentenerhöhung 
und der im Anpassungsgesetz zur 
Kriegsopferversorgung für die näch-
sten drei Jahre vorgesehenen jähr-
lichen Anpassung, kann die Entwick-
lung der Kriegsopferversorgung nicht 
abgeschlossen sein.

Mit Recht hat der DGB im Oktober 
vorigen Jahres von der neuen Regie-
rung verlangt, nicht nur den Rentner-
beitrag zur Krankenversicherung zu 
beseitigen, sondern generell die „Auf-
hebung der Nachteile der mittel-
fristigen Finanzplanung in der Sozial-
versicherung". Diese Forderung stützt 
sich auf den Beschluß des 8. DGB- 
Kongresses zur Sozialpolitik (Antrag 
165) in dem es heißt: „Die im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung be-
schlossenen negativen Maßnahmen 
sind . . . rückgängig zu machen."

Nun aber wird auch die Regierung, 
die sich auf eine Koalition der SPD/ 
FDP stützt, grundlegende Verbesse-
rungen der Sozialpolitik nur durch-
setzen können, wenn die immensen 
Rüstungsausgaben gesenkt werden. 
Der 8. DGB-Kongreß hat mit seinem 
Hinweis auf eine „stärkere Kürzung 
der Rüstungsausgaben" deutlich ge-
macht, daß auch die Gewerkschaften 
über diese Konsequenzen nicht im 
Zweifel sind. Der erste Haushaltsent-
wurf der neuen Regierung allerdings 
muß in dieser Hinsicht bitter ent-
täuschen. Er macht deutlich, unter 
welch starkem Druck die Regierung 
Brandt vor allem durch die an der 
Rüstung profitierenden Konzerne und 
Militärs steht.

Rückwirkend ab 1. Januar 1970 wur-
den die Kriegsopferrenten um 16 Pro-
zent und die Renten für Kriegerwit-
wen um 25,3 Prozent erhöht. Mit der 
stärkeren Erhöhung der Witwenren-
ten wird in der Kriegsopferversor-
gung nachvollzogen, was in der So-
zialversicherung und der beamten-
rechtlichen Versorgung seit jeher üb-
lich ist: Die Kriegerwitwen erhalten 
60 Prozent der Rente eines erwerbs-
unfähigen Kriegsbeschädigten als Wit-
wenrente. Andererseits dagegen wird 
von rund 400 000 Kriegerwitwen der 
Schadensausgleich, den sie nach der 
Berufsstellung ihres durch Kriegsein-
wirkung verlorenen Mannes beziehen, 
auf die 25,3prozentige Erhöhung an-
gerechnet, so daß die Aufbesserung 
effektiv nur 10 Prozent beträgt.

1 ;
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Im Zuge der mittelfristigen Finanzpla-
nung hatte die Regierung der Großen 
Koalition u. a. beschlossen, etwa 9 
Milliarden DM der Rentenversiche-
rung für die Jahre 1968 bis 1971 durch 
das Finanzplanungsgesetz zu entzie-
hen und dafür die Beitragssätze für 
die Arbeiter und Angestellten von 
14 auf 17 Prozent zu erhöhen. 1973 
sollen die Beitragssätze sogar auf 18 
Prozent steigen. Nutznießer aller die-
ser Eingriffe in die Sozialversicherung 
ist der Bundeshaushalt. Man könnte 
sie daher auch nur zu Lasten des 
Bundeshaushaltes rückgängig machen. 
Hier aber beginnt — um eine viel-
zitierte Redensart zu gebrauchen — 
die „Stunde der Wahrheit" für die
16

Umso notwendiger ist es, daß sich 
die Arbeitnehmer in der Bundesrepu-
blik und ihre Gewerkschaften immer 
stärker für die Durchsetzung einer 
Politik der sozialen Reformen und 
des sozialen Fortschritts auf Kosten 
des Rüstungsetats und für den Ab-
bau aller sozialreaktionären Gesetze 
und Maßnahmen der Vergangenheit 
einsetzen. A. Böpple

100-Prozent-Schwerkriegsbeschädigten 
wieder der allgemeinen Bemessungs-
grundlage der Rentenversicherung an-
zugleichen, wie das erst- und letztmalig 
1959 nach dem Entwurf für das erste 
Neuordnungsgesetz zur Kriegsopfer-
versorgung geschehen ist. In diesem 
Falle müßte dann die Grund- und 
Ausgleichsrente für den 100 Prozent 
arbeitsunfähig Beschädigten von jetzt 
626 auf 860 DM, für den 50 Prozent 
Beschädigten von jetzt 249 auf 430 
DM, für Witwen von jetzt 376 auf 
516 DM und für Halbweisen und 
einen Elternteil von jetzt 145 bzw. 
157 auf 215 DM erhöht werden — um 
nur einige Beispiele zu nennen.

Die große Kluft zwischen den Ziel-
vorstellungen des Reichsbundes und 
den ab 1. Januar 1970 den 2,6 Mil-
lionen Kriegs- und Wehrdienstopfern 
der Bundesrepublik zustehenden Ren-
tensätzen zeigt den erheblichen Nach-
holbedarf in der Kriegsopferversor-
gung. Die Hauptverantwortung hierfür 
trägt die CDU/CSU, die bisher die 
Grundlagen der Sozialpolitik in der 
Bundesrepublik bestimmt hat. Bedau-
erlich bleibt aber, daß sich die neue 
Regierungskoalition nicht zu einer 
ausreichenden Verbesserung der 
Kriegsopferversorgung durchringen 
konnte und ihr Finanzminister Möller 
sogar mit seinem Vetorecht drohte 
für den Fall, daß der Bundestag über 
die Vorlage hinausgeht. Bö.



Der Streik in Kiruna

um

Streikwelle in Spanien

Die

auch 
Kiruna

In Kiruna/Schweden streiken seil einigen Wochen 4800 Arbeiter der staatlichen 
Erzgruben. Dieser Streik war so etwas wie eine Initialzündung. Ähnlich wie 
bei den September-Streiks in der Bundesrepublik läuft auch in Schweden, 
ausgelöst durch das Beispiel der Bergarbeiter in Kiruna, eine Streikwelle durch 
das Land. Allein in 14 Großbetrieben legten die Arbeiter und Angestellten die 
Arbeit nieder.

Schwedische Arbeiter wollen ihre Lage verbessern 
Kritik auch an der Haltung der Gewerkschaften

Der Streik der Bergarbeiter in Kiruna 
sowie die übrigen Arbeitsniederlegun-

Soli-
der

Der augenblicklich geltende Tarif für 
die Bergarbeiter ist unbefriedigend, 
besonders in bezug auf Unfallschutz 
und den Schutz vor Rationalisierungs-
folgen. Inzwischen jedoch hat die 
Streikleitung einem Kompromiß zuge-
stimmt, der vorsiehl, daß ein Vertre-
ter des schwedischen Gewerkschafts-

..k 
beiter 
jn Andalusien sind 
ikten oder streiken 
gesellschaftliche und 

Igen.

In Nordschweden gibt es einen star-
ken kommunistischen Einfluß in den 
Gewerkschaften, was die Unterneh-
merverbände veranlaßt, zu behaupten, 
der Streik in Kiruna sei vorbereitet 
und würde gesteuert. Es zeigt sich je-
doch, daß alle Streiks in Schweden 
keine politischen Aspekte erkennen 
lassen.

Natürlich kämpfen die Bergarbeiter 
auch um materielle Dinge, besonders 

eine Verbesserung des Unfall-
schutzes in 
langen sie mehr Lohn, denn 

der
für die Ubertagearbeiter 13 

Kronen pro Stunde und für die Unter-
tagearbeiter 15 bis 20 Kronen beträgt, 
sind die Löhne, gemessen an den von 
den Arbeitern verlangten Leistungen, 
keineswegs großartig Auch in der 
Bauindustrie Schwedens werden im 
Durchschnitt 12,66 Kronen, in der Le-
bensmittelindustrie 9,76 Kronen und 
in der Holzindustrie 9,55 Kronen ver-
dient. Was die Streikleitung aber kon-
kret fordert, will sie erst am Verhand-
lungstisch sagen.

Hier beginnen die Schw 
Die Streikenden fordern, di. 
benleitung mit der von ihnen J, 
ten Kommission über neue Arbeitsbe-
dingungen und neue Löhne verhan-
delt. Die Grubenleitung dagegen will 
nur mit den. Gewerkschaften als Tarif-
partner neue Verträge abschließen. 
Das lehnen die Streikenden ab, weil 
sie den Gewerkschaften mißtrauen, 
und zwar nicht ohne Grund. Die Ge-
werkschaften führen die zentralen 
Verhandlungen ohne eine ausreichen-
de Mitwirkung der betroffenen Arbei-
ter.

Auf einem geheimen Kongreß der 
illegalen „Arbeiterkommissionen“, die 
in Spanien immer mehr Einfluß ge-
winnen, wurde im November letzten 
Jahres eine Erklärung angenommen, 
die drei wesentliche Forderungen der 
spanischen Werktätigen formuliert: 
1. Kampf für Lohnerhöhungen im Rah-
men der Erneuerung der Tarifver-
träge; 2. Kampf für echte Gewerk-
schaftsorganisationen und gegen das 
Gewerkschaftsgesetz, das Unterneh-
mer und Arbeiter unter Staatsauf-
sicht zur Mitgliedschaft in den Syn-
dikaten verpflichtet; 3. Amnestie für 
verhaftete Arbeiter und Wiederein-
stellung der Entlassenen. Mg.

17

bundes LO, und zwar der zweite Vor-
sitzende, als Beobachter an den Ver-
handlungen teilnehmen soll. Aber die 
Gewerkschaft verlangt, daß er den 
Vorsitz der Verhandlungskommission 
übernimmt, was wiederum die Strei-
kenden ablehnen. Die Taktik der Gru-
benleitung ist zweifellos, den Streik in 
die Länge zu ziehen, in der Hoff-
nung, daß die Streikfront mit zuneh-
mender Streikdauer abbröckelt. Ob 
sich diese Hoffnung erfüllt, ist sehr 
zweifelhaft, jedoch sollen einige hun-
dert Arbeiter den Streikenden in den 
Rücken gefallen sein und die Arbeit 
wieder aufgenommen haben.

gen in Schweden werden von der Öf-
fentlichkeit keineswegs verurteilt. 
Selbst ein Direktor in Kiruna hat bei-
spielsweise erklärt, er bewundere die 
Disziplin der Streikenden. In dem an-
nähernd zwei Monate dauernden 
Streik hat es in Kiruna keine Streik-
unterstützung gegeben, aber es wur-
den zwei Millionen Kronen verteilt 
aus Spenden, die in ganz Schweden 
gesammelt worden sind.

Die Bergarbeiter in Kiruna streiken 
nicht nur um bessere Löhne. Ausgelöst 
wurde der Streik durch das schlechte 
Verhältnis zwischen den Arbeitern 
und den Grubenleitungen. Die Berg-
arbeiter, die unter ganz besonders 
harten Bedingungen ihre Arbeit lei-
sten, sind empört über die Arroganz 
und Überheblichkeit ihrer Vorgesetz-
ten, aber auch der Gewerkschaftsver-
treter, die sich hier in einem gewis-
sen Zwiespalt befinden. Der Unter-
nehmer in Kiruna ist die Regierung, 
und zwischen der sozialdemokrati-
schen Regierung in Schweden und den 
Gewerkschaften besteht ein starkes 
gegenseitiges Abhängigkeitsverhält- 
nis.

So haben sich Ende Januar in Anda-
lusien. sogar zahlreiche katholische 
Priester mit den streikenden Berg-
arbeitern solidarisiert und die „kapi-
talistische Konzeption" der Bergbau-
unternehmer und des Franco-Regi-
mes kritisiert. In Kirchen verteilten 
sie Handzettel, in denen die Priester 
Mitbestimmungsrechte der Arbeiter 
bei der Unternehmensführung ver-
langten und die Willkürmaßnahmen 
der Grubenbesitzer einer scharfen 
Kritik unterzogen. Gleichzeitig for-
dern die Geistlichen echte Gewerk-
schaften, da die offiziellen Syndikate, 
in denen Unternehmer und Arbeiter 
gemeinsam Zwangsmitglieder sind, 
„offensichtlich nicht das Vertrauen 
der Arbeiter besitzen".

Zehntausende Arbeiter standen An-
fang Februar, zum Teil seit Wochen, 
in mehreren Bereichen der Wirtschaft 
in Spanien im Streikkampf für höhere 
Löhne, bessere Arbeitsbedingungen 
und gewerkschaftliche Freiheiten. So 
streiken in den Kohlenrevieren von 
Asturien und Leon seit dem 26. De-
zember in mindestens zwei Dritteln 
der Gruben die Bergarbeiter; ein Teil 
von ihnen wurde durch die Unter- 

Streiks wurden 
’r'isien, dem 

I j», Bilbao 
, Madrid 

A, Automo- 
:iter, Straßenrei- 

allein im

wärtige Streikwelle in Spa-
nien ist die stärkste seit den großen 
Arbeitskonflikten des Jahres 1962. 
Obgleich Streiks im Lande strengstens 
verboten sind, konnten Unternehmer-
schaft und faschistische Behörden sie 
nicht unterbinden. Im Gegenteil: Maß-
regelungen, Massenentlassungen, Aus-
sperrungen und brutale Polizeiein-
sätze mit Verhaftungen bewirken 
vielmehr eine fortschreitende 
darisierung und Ausweitung 
Kämpfe.

Die Regierung in Schweden verhält 
sich gegenüber den spontanen Streiks 
bemerkenswert neutral. Der sozial-
demokratische Ministerpräsident Pal-
me erklärte, daß er in gewissen Fäl-
len Verständnis für die „wilden" 
Streiks habe, die gewissermaßen Not-
signale seien. Aber sie ständen im 
Widerspruch zu teuer erkauften Er-
fahrungen früherer Jahrzehnte. Die 
systematisch geführten Streiks könn-
ten verheerende Konsequenzen für die 
Gesamtwirtschaft wie auch für den 
einzelnen Arbeiter haben, weil sie

den Gruben. Dazu ver- 
wenn 

Durchschnittsverdienst in



CGT verteidigt Streikrecht
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ein bewährtes Tarifsystem zerstören 
würden.

erhöhungen angegeben, auf Grund der 
seit dem vergangenen Jahr gestiege-
nen Preise.

Besser informiert durch 
NACHRICHTEN
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Der Ministerpräsident der Regierung 
Dänemarks hat erklärt, seine Regie-
rung werde sich nicht dem Druck der 
Streikenden beugen. Aus einer Mei-
nungsumfrage geht jedoch hervor, daß 
die Öffentlichkeit die Berechtigung 
der Forderung der streikenden Arbei-
ter anerkennt, während bedauerlicher-
weise die Gewerkschaften sich von 
den Streiks distanzieren, die sie als 
„schädlich" bezeichnen. H. S.

Der Vertrag sieht die regelmäßige 
Anpassung der Löhne und Gehälter 
an die allgemeine wirtschaftliche Ent-
wicklung und den Produktivitätsfort-
schritt der Unternehmen vor. Dabei 
sollte den Arbeitern und Angestell-
ten jedoch keine Mitsprache und Kon-
trolle bei den entscheidenden Krite-
rien gewährt werden. Andererseits 
sollten die Gewerkschaften während 
der zweijährigen Vertragsdauer auf

Die von der größten französischen 
Gewerkschaft, der linksorientierten 
CGT, in den Gas- und Elektrizitäts-
werken des Landes durchgeführte Ur-
abstimmung über einen sogenannten 
„Fortschrittskontrakt" mit der Regie-
rung als Arbeitgeber hat über die 
Landesgrenzen hinaus große Auf-
merksamkeit gefunden. Das ist kein 
Wunder, ging es dabei doch um die 
Frage, ob es in Frankreich gelingen 
werde, eine schädliche Sozialpartner-
schaft zu institutionalisieren oder 
nicht. Das Abstimmungsergebnis war 
deutlich: 57 116 von 61 404 beteilig-
ten Arbeitern und Angestellten lehn-
ten den Vertrag ab. Das sind 56 Pro-
zent aller Beschäftigten in den Gas- 
und Elektrizitätswerken.

Die landläufig als „kommunistisch" 
bezeichnete CGT hat damit bewiesen, 
daß es ihr bei der Kampagne gegen 
das Abkommen in den staatlichen 
Gas- und Elektrizitätswerken ledig-
lich um die Verteidigung des Streik-
redits und um die Anwendung einer 
„Partnerschaft" geht, die einzig und 
allein zu Lasten der Arbeiter und 
Angestellten praktiziert werden soll-
te. . v -

Unter den Gewerkschaftern in Schwe-
den wird aber die gewerkschaftliche 
Taktik massiv kritisiert. Ganz allge-
mein rührt das Unbehagen bei den 
Arbeitern aus der Tatsache her, daß 
die Belegschaften in den Betrieben 
Jahr für Jahr die Resultate zentraler 
Tarifvereinbarungen zur Kenntnis 
nehmen müssen, ohne selbst genügend 
beteiligt zu werden. Früher konnten 
die Arbeiter direkt aus den Betrieben 
ihre Forderung an die Verhandlungs-
kommission bringen. Die starken Zen-
tralisationstendenzen der Gewerk-
schaften in Schweden haben dazu ge-
führt, daß heute die Forderungen 
durch ein Sieb der Instanzen laufen 
und dabei zuviel von den ursprüng-
lichen Vorstellungen der Arbeiter im 
Betrieb verlieren.

Ähnlich drückte sich auch der Vorsit-
zende des schwedischen Gewerk-
schaftsbundes, Geijer, aus. Nach sei-
nen Worten, die gewissermaßen die 
offizielle Meinung der schwedischen 
Gewerkschaften sind, ist allein das 
gesetzliche Tarifrecht die Grundlage 
für eine effektive Interessenvertre-
tung der Arbeiter durch die Gewerk-
schaften. Er muß allerdings zugeben, 
daß sich die Beziehungen zwischen den 
Vertragsparteien — Unternehmer und 
Gewerkschaften — in den letzten Jah-
ren immer mehr verschlechtert haben. 
Er sieht einen Grund für die Streiks 
nicht zuletzt darin, daß die Unterneh-
mer in überholten Vorstellungen le-
ben, anstatt sich in die Situation und 
die Gedankenwelt der Arbeiter zu 
versetzen.

Gegen diese faktische Aufhebung des 
Streikrechts, die im Unterschied zum 
reaktionären Taft-Hartley-Gesetz in 
den USA noch nicht einmal einen 
Streikbeginn zuläßt, wandte sich die 
CGT mit Nachdruck. Gegen die Auf-
forderung der CGT an die französi-
schen Gas- und Elektrizitätsarbeitei, 
ihr Streikrecht zu verteidigen, polemi-
sierte nicht nur die französische Pres-
se, sondern auch die den Unterneh-
mern hörigen Publikationen in der 
Bundesrepublik. Der Bundesverband 
der Deutschen Arbeitgeberverbände

£
■

Ein bemerkenswertes Zeichen der Un-
zufriedenheit der Gewerkschaftsmit-
glieder mit den Gewerkschaftsleitun-
gen waren die Antworten auf einem 
Fragebogen, den die Metallarbeiter- 
Gewerkschaft in einem Bezirk an ihre 
Mitglieder versandt hatte. In dem 
Fragebogen wurde u. a. gefragt: 
Glaubst du, daß die führenden Funk-
tionäre unserer Gewerkschaft noch mit 
dem Arbeiter am Arbeitsplatz fühlen? 
Darauf antworteten 50 Prozent der 
Gewerkschaftsfunktionäre und zwei 
Drittel der Gewerkschaftsmitglieder 
mit nein. Die allgemeine Haltung der 
Gewerkschaftsmitglieder zu den 
Streiks kommt treffend in einer Be-
merkung eines Gewerkschafters zum 
Ausdrude, der in bezug auf den Streik 
in Kiruna sagte: „Die Initiative in 
Kiruna ist richtig, aber sie hätte eine 
gewerkschaftliche Initiative sein müs-
sen."

beklagte sich am 20. Januar über die 
CGT, die einen Vertrag verwerfe, 
„der zum ersten Mal in Frankreich 
die Sozialpartnerschaft konkretisiert".

§
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Inzwischen hat die Streikbewegung 
auch auf Dänemark übergegriffen. 
Hier haben mehr als hunderttausend 
Arbeiter in verschiedenen Industrien 
die Arbeit niedergelegt, um gegen 
die Wirtschaftspolitik der bürgerli-
chen Koalitionsregierung zu protestie-
ren. Es ist der größte Streik in diesem 
Lande seit 15 Jahren. Die Streikenden, 
an ihrer Spitze die Werftarbeiter, ha-
ben als erklärtes Ziel fühlbare Lohn-
18

jeden Streik verzichten. Für den Fall, 
daß die Gewerkschaften trotzdem 
einen Streik als notwendig ansehen, 
sah der Vertrag eine Kündigung des 
Abkommens mit einer Frist von drei 
Monaten vor. Während dieser Zeit-
spanne sollten die Vertragsparteien 
alle denkbaren Anstrengungen zur Ab-
wendung eines Streiks unternehmen 
und zu einer Einigung gelangen.

In der Absicht, die Gewerkschaften 
an die kurze Leine zu nehmen, hatte 
die Regierung den Abschluß des „Fort-
schrittskontrakts" angeboten. Nach 
längeren Verhandlungen wurde er 
von vier Gewerkschaften, die neben 
der CGT ebenfalls im Bereich der 
öffentlichen Gas- und Elektrizitäts-
werke wirken, unterzeichnet. Die 
CGT, die bei den letzten Betriebs-
ratswahlen in diesem Energiebereich 
rund 52 Prozent aller Mandate er-
hielt und damit stärker ist als die vier 
übrigen Gewerkschaften zusammen, 
lehnte die Unterzeichnung ab und 
stellte den Vertrag zur Urabstimmung. 
Die Vertreter der CGT, die an den 
Verhandlungen teilgenommen hatten, 
kritisierten, daß die Nachteile des 
Abkommens die Vorteile weit über-
wiegen. Es handele sich dabei um ein 
breites Unternehmen der Klassenzu-
sammenarbeit. Die französische Gewerkschaft wen-

det sich gegen den Vorwurf aus dem 
In- und Ausland seitens der bürger-
lichen Massenmedien und Politiker, 
sie habe mit der Kampagne gegen 
den „Fortschrittskontrakt" hintergrün-
dige politische Ziele verfolgt. Die 
CGT verwies darauf, daß sie zwei 
Tage vor der erfolgreichen Urabstim-
mung einen ähnlichen Vertrag für 
die Beschäftigten der französischen 
Automobilwerke Berliet unterzeichnet 
habe, der allerdings kein Streikver-
bot enthalte. Dieses Abkommen sieht 
ebenfalls die automatische Anpas-
sung der Löhne und Gehälter an die 
Preisentwicklung vor, aber nicht allein 
nach den Ziffern des amtlichen Index; 
zur Berechnung werden auch die Da-
ten von drei Gewerkschaften und der 
Familienausgleichskasse gewertet.
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strickt, die alle kritischen Momente 
unter den Tisch fallen läßt.

War in der Periode bis zur Gründung 
der BRD die Mitbestimmung in der 
Strategie des Kapitals eine Methode, 
die Sozialisierungsforderungen zu un-
terlaufen und in der Grundstoffindu-
strie Arbeitskonflikte zu verhindern, 
so entwickelte das vorwiegend refor-
mistisch bestimmte Mitbestimmungs-
konzept der DGB-Führung dann „klas-
senpolitische Sprengkraft", „als es von 
der kampfbereiten Arbeiterschaft auf-
genommen wurde" (S. 95).

„Kritik der Mitbestimmung“ ist eine 
Studie, die zur Problematisierung und 
damit zur Vertiefung der wichtigen 
Fragen der Gewerkschaftsarbeit und 
-politik beitragen, die vor allem die 
marxistische Diskussion anregen, be-
leben und vorwärtsbringen kann.

H. Jung
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Kritik der Mitbestimmung. Partnerschaft oder Klassenkampf? 
Eine Studie von Frank Deppe, Jutta von Freyberg, Cristof Kie- 
venheim, Regine Meyer, Frank Werkmeister. Suhrkamp-Ver-
lag, Frankfurt/Main 1969, edition suhrkamp, Bd. 358, 277 S., 
DM 5

Der theoretische Angelpunkt der gan-
zen Studie ist der Gedanke, daß de-
mokratische und soziale Rechte und 
Verbesserungen unter den Bedingun-
gen des Fortbestehens und der Herr-
schaft des kapitalistischen Systems 
einen „Doppelcharakter" besitzen. Ein-
mal sind sie Ergebnisse des Drucks

Diese Studie ist die gründlichste und 
umfassendste bisher von westdeut-
schen Marxisten vorgelegte Arbeit zur 
Mitbestimmungsfrage. Sie ist jedoch 
keine Mitbestimmungsmonographie im 
engeren Sinne, auch keine abstrakt 
angelegte „Kritik der Mitbestim-
mung", wie man aus dem etwas un-
genauen Titel vermuten könnte. An-
lage und Zielsetzung sind umfassen-
der. Sie gehen auf eine kritische Dar-
stellung der Geschichte der Gewerk-
schaftsbewegung unter dem Hauptge- 
sichtspunkl der Funktion, Begründung 
und des sich wandelnden Inhalts und 
Stellenwertes von Mitbestimmungsfor-
derungen, auf die Bestimmung der

Es ist natürlich nicht nur die histori-
sche Revanche, die die Haltung der 
Unternehmer zur Mitbestimmungs-
frage bestimmt: „Der entschiedene Ab-
wehrkampf, den die Unternehmer und 
ihre Parteien gegen eine wirksame 
Mitbestimmungsregelung führen, zeigt, 
daß die herrschende Klasse realistisch 
genug ist, die Gefahr einzuschätzen, 
die sich aus einer Machteinschränkung 
für sie ergeben kann" (S. 151).

Zum Schluß gelangen die Verfasser 
hinsichtlich der Orientierung einer 
progressiven Gewerkschaftsarbeit (in 
der Frage der Arbeiterkontrolle, was 
analog auch für die Mitbestimmung 
gilt) zu folgendem Resümee: „Wirk-
liche Kontrolle kann sich nur dort 
entfalten, wo sie als Teil eines lang-
fristigen politischen Bewußtwerdungs- 
und Organisierungsprozesses der Ar-
beiterschaft, als Teil der täglichen be-
trieblichen und außerbetrieblichen 
Konflikte systematisch in die Praxis 
umgesetzt wird. Gerade deshalb ge-
hört diesen Konflikten — und nicht 
einem abstrakten Programm der Ar-
beiterkontrolle — der Vorrang in der 
politischen und gewerkschaftlichen Ar-
beit" (S. 273).

Die Autoren beginnen mit einem ge-
drängten Abriß der Entwicklung der 
deutschen Arbeiterbewegung vor al-
lem unter den Aspekten der Quellen 
und des Einflusses von Opportunismus 
und Reformismus bis 1933 (Abschnitt 
1). Das Schwergewicht liegt auf der 
Periode der Novemberrevolution und 
der Rätebewegung in Deutschland. Da-
bei kommt allerdings die Wechselwir-
kung und der Einfluß der russischen 
Revolutionen nicht zum Ausdruck. 
Karl Korschs Rätekonzeption wird all-
zu kritisch rezipiert.

Funktion der Gewerkschaften unter 
den heutigen Bedingungen, auf den 
Versuch vor allem, Ansätze und Mög-
lichkeiten zu erkennen, wie Gewerk-
schaften heute Organisationen im 
Klassenkampf und nicht Instrumente 
zur Integration der Arbeiterklasse 
sein können.

In gestraffter Form wird in Abschnitt 
VIII ein Überblick und eine kritische 
Einschätzung der derzeit vorliegenden 
Mitbestimmungsinitiativen gegeben 
(DGB, DKP, SPD u. a.). Es wird ver-
sucht, die ideologischen Strömungen 
im DGB, wie sie sich gerade in der 
Mitbestimmungsfrage ausdrücken, zu 
charakterisieren (Abschn. IX). In den 
Schlußabschnitten wird die Frage der 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz (Ab-
schn. X) und das Problem der Arbei-
terkontrolle (Abschn. XI) behandelt.

Informativ sind die Abschnitte zum 
Kampf um gesellschaftliche Verände-
rungen in den Westzonen nach 1945 
(Abschn. II u. III). Die Haltung der 
Gewerkschaflsführungen — auch in 
der Mitbestimmungsfrage — wird un-
ter dem Gesichtspunkt des Bündnisses 
zwischen „Reformismus und West-
alliierten" aufgerollt. Es ist gut, daß 
die Autoren gerade diese Periode ins 
Blickfeld rücken, wird doch heute in 
den Gewerkschaften und der Sozialde-
mokratie emsig an der Böckler- und 
auch an der Schumacher-Legende ge-

Dabei haben die von SPD, bürgerli-
chen Parteien und z. T. auch von DGB- 
Gewerkschaftern angebotenen Kon-
zepte eine Stoßrichtung: „Scheinbare 
Dezentralisation von Macht — Mitbe-
stimmung am Arbeitsplatz — soll die 
wirkliche Zentralisation von Macht 
aus dem Bewußtsein der Arbeiter ver-
drängen" (S. 251). Die Verfasser ar-
beiten in diesem Zusammenhang kri-
tisch die Interessengebundenheit und 
ideologische Funktion der bürgerlichen 
Industriesoziologie heraus. Sie beto-
nen, daß eine auf den Arbeitsplatz 
beschränkte „Mitbestimmung" die 
Getto-Situation der „Selbstverwal-
tung" etwa in den KZ's reproduzieren 
müsse.

Oder noch deutlicher: „Die Unterneh-
mer befürchten, daß die Gewerkschaf-
ten im Kampf um die Mitbestimmung 
autonome Machtpositionen in Betrieb 
und Gesellschaft erringen könnten, 
die dann — in einer Periode ver-
schärfter sozialer Konflikte — die 
Eigenlumsfrage auf einer höheren 
Ebene des Kampfes stellen würden" 
(S. 179).

In den folgenden Abschnitten (IV, V) 
wird versucht, Erfahrungen und gegen-
wärtige Probleme der Mitbestimmung 
zu erfassen. Es wird festgestellt, daß 
das Mitbestimmungsgesetz für die 
Montanindustrie „nur unter dem 
Druck massiver Kampfdrohungen“ ver-
abschiedet wurde, es gleichzeitig aber 
einer der wirksamsten Versuche des 
Kapitals zur Integration der Gewerk-
schaften in das staatsmonopolistische 
System werden sollte: „Auf diese 
Weise wurde die Mitbestimmung, die 
eine Form des Klassenkampfes hätte 
sein können, weitgehend in eine Form 
der .Klassenzusammenarbeit' verwan-
delt. Sie wurde schließlich ein Instru-
ment des Kampfes der Herrschenden 
gegen Arbeiter und Angestellte (S. 112).

„Kritik der Mitbestimmung“ und Kampfes der Arbeiterklasse und 
können zu Machtpositionen im Klas- 
senkampf werden, die Massen der 
Arbeiter und Angestellten an die 
Machtfrage heranführen wenn sie Be-
standteil einer revolutionären Ge-
samtstrategie sind, zum anderen ver-
sucht das Kapital immer derartige Er-
rungenschaften — dann, wenn sie 
nicht mehr rückgängig zu machen 
sind — als Hebel zur Manipulation 
und Integration der Arbeiterklasse 
und ihrer Organisationen zu verwen-
den. Das sei keine neue Sache, das 
habe schon auf die Sozialgesetzgebung 
im wilhelminischen Deutschland zuge-
troffen.
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■

B 18. April bis 8. November
Wahl der Gewerkschaftsausschüsse 
in den Betrieben im Organisations- 
Bereich der IG Bergbau und Ener-
gie

■ 30. Mai
Tarifverträge für die Beschäftigten 
in der chemischen Industrie von 
Westfalen, Südbaden und Bayern 
laufen aus.

■ 6. Mai bis 16. Juli
Ruhrfestspiele des Deutschen
Gewerkschaftsbundes

■ Oktober
10. Gewerkschaftsjugendtag der IG
Bergbau und Energie

Es ist pure Heuchelei, wenn ausge-
rechnet die CDU/CSU, jetzt als Oppo-
sition, für eine Verbesserung des Kin-
dergeldes eintritt. Als bisherige Re-
gierungsparteien tragen sie unwesent-
lichen Schuld daran, daß die Bundes-
regierung zwanzig Jahre nach ihrer 
Gründung in bezug auf Familienför-

■ 6. bis 7. März
30. Deutsche Arbeiterkonferenz 
in Leipzig

■ 15. bis 17. Juli
13. Arbeiterkonferenz der Ostsee- 
Länder, Norwegens und Islands in 
Rostock, während der Ostseewoche 
vom 12. bis 19. Juli 1970

*

i;
2S

-~i I 
äl:

■ 6. bis 28. Juni
Wahl der Geschäftsstellen- und 
Bezirksvorstände der IG Bergbau 
und Energie

Wie das? Hat der DGB auf die pari-
tätische Mitbestimmung und Senkung 
der Rüstungsausgaben verzichtet?
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■ 30. April
Tarifverträge für die Beschäftigten 
des Bauhauptgewerbes kündbar; 
ferner für die Bekleidungsindustrie 
und für die chemische Industrie 
in Hamburg, Bremen, Schleswig- 
Holstein, Niedersachsen, Württem-
berg-Baden, Südwürttemberg-Ho- 
henzollern und West-Berlin.

Erwin Essl, Leiter des Bezirks Mün-
chen der IG Metall, wurde am 9. Ja-
nuar 1970 60 Jahre alt. Bereits als 
Maschinenschlosserlehrling trat er dem 
Deutschen Metallarbeiter-Verband 
und der Sozialistischen Arbeiterjugend 
bei. 1946 wurde Essl Bevollmächtigter 
der IG Metall von München, 1948 Lei-
ter des Bezirks München.

Schon 1963 hatte der DGB anläßlich 
einer Beratung über das Bundeskin-
dergeldgesetz die Zahlung eines Kin-
dergeldes von 40 Mark für alle ersten 
Kinder einer Familie ohne Einkom-
mensgrenze gefordert. Diese Forde-
rung hat der DGB auch an die neue 
Bundesregierung gerichtet. Darüber- 
hinaus hielt der DGB es 1963 für er-
forderlich, den Familien für das zweite 
Kind 50 und für das dritte sowie wei-
tere Kinder 60 DM von Staats wegen 
zu zahlen. Tatsächlich erhalten j.ich 
dem Bundeskindergeldgesetz diese 
Kinder nur 25 bzw. 50 DM. Auch in 
dem Antrag der CDU/CSU mit der 
vorgesehenen Erhöhung von 10 Mark 
für das Zweitkindergeld, wird mit 
35 DM der Betrag noch nicht erreicht, 
der schon 1963 vom DGB als notwen-
dig gefordert wurde.

derung ein unterentwickeltes Land 
geblieben ist. Die Bundesrepublik ist 
das einzige Land innerhalb der EWG, 
in dem für das erste Kind kein Kin-
dergeld gezahlt wird und auch etwa 
50 Prozent aller Zweitkinder nichts 
erhalten, weil die Zahlung in jedem 
Falle — wenn nicht drei Kinder zur 
Familie gehören — von einer völlig 
überholten Einkommensgrenzc (650 
DM im Monat) abhängig gemachtim 
wird.
Seit das Kindergeldgesetz in Kraft ist, 
wurde es nur einmal geringfügig ver-
bessert und die von der CDU/CSU 
geführte Regierung der Großen Koa-
lition hatte im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung festgelegt, 
daß frühestens 1972 ein Betrag von 
nur 200 Millionen DM für eine Aul-
wertung des Kindergeldes bereitge- 
slellt werden soll.

H 2. bis 31. Mai
Wahl der Delegierten zu 
schäflsstellen- und Bezirkskonfe-
renzen der IG Bergbau und Energie

Die Regierung Willy Brandt soll nach 
seinen Worten eine Regierung der 
inneren Reformen sein. Beim Familien-
lastenausgleich ist eine fortschritt-
liche Sozialreform überfällig.

r
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Oskar Müller, Staatsminister a. D., ist 
am 14. Januar 1970 im Alter von 73 
Jahren gestorben. Müller war als Ab-
geordneter der KPD Mitglied des 
ersten Deutschen Bundestages. Mit 
ihm verlor die deutsche und europäi-
sche Widerstandsbewegung einen ih-
rer markantesten Repräsentanten. Sei-
nem Mut und seiner Umsicht als letz-
ter Lagerältester des KZ Dachau ver-
danken Tausende Häftlinge aller Na-
tionen ihr Leben. Als Abgeordneter 
des Preußischen Landtages und Leiter 
des Kampfbundes gegen den Faschis-
mus bekämpfte er leidenschaftlich den 
aufkommenden Nazismus. Müller war 
nach 1945 erster hessischer Arbeits-
minister und Mitschöpfer der hessi-
schen Landesverfassung sowie des 
hessischen Betriebsrätegesetzes. Zu-
letzt war er Präsident der Vereini-
gungen der Verfolgten des Nazi-
regimes (VVN).

im Bundestag wird zur Zeit über eine 
Verbesserung des Kindergeldes be-
raten. In seiner Regierungserklärung 
hatte Bundeskanzler Willy Brandt 
angekündigt, daß in diesem Jahr über 
die Erhöhung des Kindergeldes ent-
schieden werden soll. Den Anstoß zu 
den jetzigen Beratungen des Bundes-
tages aber gab ein Antrag der CDU/ 
CSU, in dem für das dritte Kind eine 
Erhöhung des Kindergeldes um zehn 
Mark und ein jährlicher Bericht der 
Bundesregierung über die Möglich-
keiten der Anpassung des Kinder-
geldes an die veränderte Einkom-
menssituation verlangt wird.
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Das DGB-Organ „Welt der Arbeit“ 
stellte am 30. Januar 1970 in bezug 
auf die neue Bundesregierung in der 
Theatersprache und auch etwas 
theatralisch fest: „Die große General-
probe ist gelungen, obwohl es noch 
manchmal mit dem Text hapert. Aber 
die Richtung stimmt, um aus dem 
Regierungswechsel ein Erfolgsstück 
werden zu lassen.“

In der Debatte zu diesem Antrag 
erklärte Bundesminister Frau Käthe 
Strobel, die Bundesregierung beab-
sichtige eine grundlegende Reform 
des Familien-Lastenausgleichs. Eine 
Verbesserung des Kindergeldes ver-
sprach sie für 1970.


